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Liebe Leserin, lieber Leser, 

Studium in Frankreich, Urlaub in Litauen, Job in Schweden oder Altersruhesitz in Spanien – wie selbst-
verständlich überschreiten wir heute in der Europäischen Union Ländergrenzen. Aber nicht nur die Men-
schen werden immer mobiler: Im Supermarkt um die Ecke kaufen wir Spargel aus Polen und Milch aus 
Dänemark. Jugendliche in Italien hören die gleiche Musik wie ihre Altersgenossen in Finnland und dank 
der modernen Technik sind wir mit jedem Winkel des Kontinents vernetzt. Kein Zweifel: Europa rückt 
immer näher zusammen.

In Zeiten der zunehmend grenzenlosen Verflechtung von Gesellschaft und Wirtschaft wird es immer
wichtiger, über den eigenen Tellerrand zu blicken. Das Statistische Bundesamt nimmt die deutsche
EU-Ratspräsidentschaft im 1. Halbjahr 2007 deshalb zum Anlass, den Standort Deutschlands in der 
Europäischen Union statistisch zu beschreiben. 

Der vorliegende Band gibt dabei Antworten auf Fragen wie: Wo in Europa wächst die Wirtschaft trotz der 
internationalen Konkurrenz? Wer investiert am meisten in sein Bildungssystem? Vollzieht sich der Alte-
rungsprozess der Gesellschaft überall im gleichen Tempo? Wo sind Frauen besonders stark im Arbeits-
markt integriert? Welches Land gibt am meisten für sein Gesundheitswesen aus? Wer hat seine öffentli-
chen Finanzen am besten im Griff? 

Die Publikation macht deutlich, wo Deutschland im Vergleich mit seinen europäischen Nachbarn steht. 
Sollten Sie an weiterführenden, EU-weit vergleichbaren Informationen interessiert sein, können Sie
sich an den EDS Europäischer Datenservice in unserem i-Punkt Berlin wenden, den mein Haus seit
einigen Jahren in Kooperation mit dem Statistischen Amt der Europäischen Gemeinschaften führt
(www.eds-destatis.de).

Allen, die an dieser Publikation mitgewirkt haben, danke ich herzlich. Ich wünsche dem Blickpunktband 
„Deutschland in der EU 2006” eine weite Verbreitung und Ihnen eine interessante Lektüre.

Ihr

Walter Radermacher
Präsident des Statistischen Bundesamtes
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Gebietsstand 

Die Angaben zur EU-25 beziehen sich auf die 25 Länder, die 2006 zur Europäischen Union (EU) gehörten: Bel-
gien, Dänemark, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechenland, Irland, Italien, Lettland, Litauen, 
Luxemburg, Malta, die Niederlande, Österreich, Polen, Portugal, Schweden, Slowakei, Slowenien, Spanien, 
die Tschechische Republik, Ungarn, das Vereinigte Königreich und Zypern.

Datenlage 

Dieser Band basiert – von wenigen gekennzeichneten Ausnahmen abgesehen – auf Daten des Statistischen 
Amtes der Europäischen Gemeinschaften (Eurostat). Die Daten sind harmonisiert und gewährleisten somit 
die Vergleichbarkeit von nationalen Ergebnissen auf europäischer Ebene. Durch den Harmonisierungsprozess 
können die Werte von denen der nationalen Statistikämter, z. B. des Statistischen Bundesamtes in Deutsch-
land, abweichen. Zudem liegen die harmonisierten Daten auf europäischer Ebene z. T. nur mit zeitlicher Ver-
zögerung zum nationalen Veröffentlichungstermin vor. 

Der Band enthält die aktuellsten verfügbaren Daten aus der Eurostat Datenbank mit Stand vom September 
2006. Einige Werte waren bei Redaktionsschluss noch vorläufig. Generell können durch Datenrevisionen nach-
träglich Abweichungen auftreten. 

Ein EU-Ergebnis kann prinzipiell nur nachgewiesen werden, wenn Angaben für alle Mitgliedstaaten vorliegen. 
Sofern von Eurostat kein EU-25-Wert vorlag, wurde dieser nicht eigenständig für den Band berechnet. Zu Ver-
gleichszwecken wird an einigen Stellen der EU-Wert des Vorjahres angeführt. 

Bei Redaktionsschluss umfasste die EU 25 Staaten. Mit dem Beitritt Bulgariens und Rumäniens zum
1. Januar 2007 ist die Union auf 27 Mitglieder angewachsen. Da bei Redaktionsschluss jedoch noch keine 
Daten für die EU-27 vorlagen, werden die statistischen Merkmale dieser zwei neuen EU-Staaten gesondert 
im Anhang aufgeführt.

Alle statistischen Angaben zur EU-Gesamtsumme bzw. zum EU-Durchschnitt berechnen sich aus den Werten 
der 25 EU-Mitgliedsländer – auch wenn sich diese Angaben (z. B. in Zeitreihen) auf die Jahre vor dem EU-Bei-
tritt der zehn neuen Mitgliedsländer im Mai 2004 beziehen. 

Trotz der sorgfältigen Themenauswahl kann die vorliegende Publikation nur einen kleinen Ausschnitt der 
von Eurostat publizierten Daten abbilden. Alle Daten und elektronischen Veröffentlichungen Eurostats sind 
kostenfrei über die Homepage des EDS Europäischer Datenservice des Statistischen Bundesamtes unter 
www.eds-destatis.de abrufbar. 
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1 Einführung 

Die Europäische Union (EU) ist ein Staatenverbund 
mit knapp einer halben Milliarde Einwohnern und 
dem größten Bruttoinlandsprodukt der Welt. Was vor 
mehr als 50 Jahren als Europäische Gemeinschaft für 
Kohle und Stahl zwischen sechs Ländern begann, hat 
sich zu einer vertieften Union mit 27 Staaten entwi-
ckelt. Deutschland ist das größte Mitgliedsland und 
eines der Gründungsmitglieder.

Viele Schritte auf dem Weg zu einem vereinten Eu-
ropa wurden inzwischen gegangen, viele Herausfor-
derungen sind im neuen Jahrtausend zu bewältigen: 
Ob Arbeitslosigkeit, demographischer Wandel, man-
gelnde Tragfähigkeit der Sozialsysteme, verschärf-
ter internationaler Wettbewerb oder die Frage nach 
einer gesicherten Energieversorgung – die Mitglied-
staaten der EU stehen gegenwärtig alle vor sehr ähn-
lichen Problemen. 

Der Europäische Rat stellte auf dem Gipfel in Lissa-
bon im Jahr 2000 deshalb strategische Weichen für 
2010, die bei einer Halbzeitbewertung 2005 in eine 
neu belebte „Lissabon-Strategie“ mündeten. Im Mit-
telpunkt dieser Strategie stehen Wachstum und Be-
schäftigung mit vier prioritären Aktionszielen: Erhö-
hung der Investitionen in Bildung und Forschung, 
Erschließung des Unternehmenspotenzials vor allem 
kleinerer und mittlerer Unternehmen, Beschäfti-
gungsförderung sowie die nachhaltige Sicherung 
der Energieversorgung. Dafür legten Deutschland 
und die anderen Mitgliedstaaten Reformprogramme 
für 2005 bis 2008 auf, die den europäischen Zielen 
unter Berücksichtigung der nationalen Gegeben-
heiten Rechnung tragen sollen. 

Wie weit sind die EU-Staaten von den Lissabonner 
Zielsetzungen entfernt? Wo stehen die Staaten in 
wichtigen gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und 
ökologischen Bereichen?

Anlässlich der deutschen EU-Ratspräsidentschaft 
im 1. Halbjahr 2007 gibt die vorliegende Veröf-
fentlichung des Statistischen Bundesamtes einen 
Überblick über die Position Deutschlands im euro-
päischen Vergleich. Unter Verwendung ausgewähl-
ter Daten des Statistischen Amtes der Europäischen 
Gemeinschaften (Eurostat) werden die Themen Be-
völkerung, Lebensverhältnisse, Bildung, Forschung 
und Informationsgesellschaft, Arbeitsmarkt, Wirt-
schaft und Finanzen, Energie und nachhaltiges Wirt-
schaften vorgestellt. Dabei werden die wichtigsten 
statistischen Indikatoren zur jährlichen Messung des 
Fortschritts der Lissabonner Ziele durch die Politik – 
die so genannten Strukturindikatoren – einbezogen. 
Anhand übersichtlicher Grafiken, Tabellen und Rang-
listen wird deutlich, in welchen Bereichen Deutsch-
land zu den führenden EU-Staaten gehört bzw. wo 
noch besondere Anstrengungen unternommen wer-
den müssen, um sich im europäischen Vergleich bes-
ser positionieren zu können. Eine Übersicht über die 
wichtigsten Strukturindikatoren sowie sämtliche in 
diesem Buch behandelten statistischen Merkmale 
enthält der Anhang.

Die Veröffentlichung gibt einen Einblick in die Vielfalt 
der europäischen Statistik. Ein Wegweiser zur euro-
päischen Statistik informiert am Ende des Bandes, 
wie auf die über 300 Mill. Daten Eurostats zugegrif-
fen werden kann.





2 Bevölkerung



Bevölkerung

12 Statistisches Bundesamt, Im Blickpunkt: Deutschland in der Europäischen Union 2006

2 Bevölkerung 

„Deutschland ergraut, vergreist, wird zur Senioren-
gesellschaft.“ Mit Schlagzeilen solcher Art beschrei-
ben die Medien hierzulande ein Phänomen, auf das 
Bevölkerungsforscher schon lange hinweisen: Durch 
niedrige Geburtenraten und zunehmende Lebenser-
wartung stehen immer weniger Kinder immer mehr 
älteren Menschen gegenüber. Das kann weitrei-
chende Folgen für unser Wirtschafts- und Sozial-
system haben. Doch nicht in allen unseren Nach-
barländern altert und schrumpft die Bevölkerung. 
Innerhalb der EU sind erhebliche Unterschiede und 
zum Teil sogar gegenläufige Trends in der Bevölke-
rungsentwicklung zu beobachten. 

Gesamtsicht: 460 Millionen von 
Portugal bis Polen

461,3 Mill. Menschen 
lebten Anfang 2005 in 
den 25 Ländern der EU. 
Damit war die EU in den 
vergangenen zehn Jahren 
eine Wachstumsregion: 
Seit 1995 erhöhte sich 
ihre Gesamtbevölkerung 
auf natürliche Weise und 
durch Zuwanderung um 
mehr als 15,4 Mill. Men-
schen. 

Deutschland war mit rund 
82,5 Mill. Menschen das 
bevölkerungsreichste 
Mitgliedsland und stellte 
18 % aller EU-Bürger. Die 
nächst größten Nationen 
waren Frankreich mit 62,4 
Mill. Einwohnern und das 
Vereinigte Königreich mit 
60,0 Mill. Einwohnern. 

Zum Vergleich: Die 2004 beigetretenen zehn neuen 
Mitgliedstaaten zählten zusammen nur 74,1 Mill. 
Einwohner. 

Mit 231 Einwohnern pro Quadratkilometer gehörte 
Deutschland auch zu den am dichtesten besiedelten 
Ländern der Union. Nur Malta (1272 Einw./km²), die 
Niederlande (482 Einw./km²), Belgien (344 Einw./
km²) und das Vereinigte Königreich (244 Einw./km²) 
wiesen eine höhere Bevölkerungsdichte auf. Am 
dünnsten besiedelt waren Finnland (17 Einw./km²) 
und Schweden (22 Einw./km²). 

Geburten: Kinderarme Gesellschaft

Damit sich die Bevölkerung eines Landes auf natür-
liche Weise aus sich selbst heraus reproduzieren 
kann, ist Demographen zufolge in hoch entwickelten 
Ländern mit geringer Kindersterblichkeit eine Zahl 

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 Mill.
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Polen
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Abb. 2.1: Bevölkerung der EU-Mitgliedstaaten
Stand 1. Januar 2005

1) Inklusive abhängige Gebiete (Franz. Guayana, Guadeloupe, Martinique, St. Pierre u. Miquelon, Mayotte,
Réunion, Franz.-Polynesien, Neukaledonien, Wallis- u. Futuna-Inseln), ohne abhängige Gebiete: 60,6 Mill.
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von durchschnittlich 2,1 Kindern je Frau erforderlich. 
Diesen Wert erreicht kein EU-Staat mehr. 

In Irland, dem Land mit der höchsten Geburtenziffer, 
bekam eine Frau im Jahr 2004 durchschnittlich 1,99 
Kinder (siehe Abb. 2.2 auf S. 14). In Frankreich waren 
es 1,90 und in Finnland 1,80 Kinder. Die geringsten 
Geburtenziffern wiesen einige der neuen Mitglied-
staaten auf. Darunter waren neben Ungarn (1,28), 
Litauen (1,26), der Slowakei (1,25) und Lettland 
(1,24) auch die Tschechische Republik und Polen 
mit jeweils 1,23 sowie Slowenien mit 1,22 Kindern 
je Frau. 

In Deutschland betrug die durchschnittliche Kinder-
zahl je Frau 1,37. Bei diesem niedrigen Wert umfasst 
die Kindergeneration ein Drittel weniger Menschen 
als die Elterngeneration. 

Altersstruktur: Generationen aus dem 
Gleichgewicht

Die niedrige Geburtenrate wirkt sich auf die Alters-
struktur der Bevölkerung aus: Immer weniger Kin-
dern steht ein wachsender Anteil älterer Menschen 
gegenüber. Zudem nimmt die durchschnittliche Le-
benserwartung zu: In Deutschland hatten die neuge-
borenen Mädchen 2004 eine Lebenserwartung von 
81,4 und die Jungen von 75,7 Jahren. 1994 waren 
es noch 79,6 bzw. 73,1 Jahre gewesen.

Der Anteil der über 65-Jährigen an der Gesamtbevöl-
kerung lag in Deutschland bei 18 % (siehe Abb. 2.3 
auf S. 14). Nur in Italien, wo dieser Anteil 19,2 % 
ausmachte, war die Alterung der Gesellschaft noch 
weiter vorangeschritten. Den geringsten Anteil von 
über 65-jährigen Personen an der Gesamtbevölke-
rung wiesen Irland (11,1 %), die Slowakei (11,5 %) 
und Zypern (11,9 ) auf. 

Entwicklung: Geburten, Sterbefälle 
und Wanderungen

Trotz der niedrigen Geburtenraten wuchs die Be-
völkerung in den meisten EU-Ländern 2004 auf
natürliche Weise: Aufgrund der steigenden Lebens-
erwartung, u. a. durch den medizinischen Fortschritt, 
sowie ausreichend stark besetzter Jahrgänge im po-
tenziellen Elternalter wurden dort mehr Menschen 
geboren als starben. So nahm die Bevölkerung
Frankreichs z. B. auf natürliche Weise um 283 800 
Personen zu (siehe Tab. 2.2 auf S. 15). 

In den mittel- und osteuropäischen EU-Mitglieds-
ländern führten die geringen Geburtenraten und die 
im EU-Vergleich niedrige Lebenserwartung hinge-
gen – mit Ausnahme der Slowakei – zu einem Ster-
beüberschuss. 

In Deutschland starben 112 700 mehr Menschen 
als auf die Welt kamen. Hier wirkt sich die bereits 
seit 30 Jahren anhaltende niedrige Geburtenhäu-

Tab. 2.1: Bevölkerungsdichte in den EU-Mitglied-
                  staaten 2004

Mitgliedstaat Einwohner/km2

Malta  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 1 272
Niederlande  . . . . . . . . . . . . . . . . 482
Belgien  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 344
Vereinigtes Königreich1)  . . . . . . 244
Deutschland  . . . . . . . . . . . . . . . 231
Italien  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 197
Luxemburg  . . . . . . . . . . . . . . . . . 175
Tschechische Republik  . . . . . . . 132
Zypern  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 130
Dänemark  . . . . . . . . . . . . . . . . . . 125
Polen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 122
EU-251)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 118
Portugal  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 114
Slowakei  . . . . . . . . . . . . . . . . . . 110
Ungarn  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 109
Slowenien  . . . . . . . . . . . . . . . . . 99
Österreich  . . . . . . . . . . . . . . . . . 99
Frankreich2)  . . . . . . . . . . . . . . . . 98
Griechenland  . . . . . . . . . . . . . . . 85
Spanien1)  . . . . . . . . . . . . . . . . . . 83
Irland   . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 60
Litauen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 55
Lettland  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 37
Estland  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 31
Schweden  . . . . . . . . . . . . . . . . . 22
Finnland  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17
____________
1) 2003.
2) 2003, inklusive abhängige Gebiete.
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figkeit aus: Die gebur-
tenschwachen Jahrgänge 
der 1970er Jahre haben 
mittlerweile das Elternal-
ter erreicht und ihrerseits 
ebenfalls wenig Kinder 
bekommen, wodurch die 
nachfolgenden Generati-
onen zahlenmäßig immer 
kleiner werden und damit 
auch immer weniger po-
tenzielle Eltern zur Verfü-
gung stehen.

Wie sich die Gesamtbe-
völkerung eines Landes 
entwickelt, hängt neben 
der natürlichen Wachs-
tumsrate von den Wan-
derungsbewegungen 
ab. Insgesamt wuchs die 
Gesamtbevölkerung auf 
dem Gebiet der heutigen 
EU-25 von 1994 bis 2004 
durch legale Migration im 
Saldo um rund 11 Mill. 
Menschen. Hauptziel der 
Zuwanderer waren die 
südeuropäischen Län-
der Spanien, Italien und 
mit einigem Abstand das 
Vereinigte Königreich. Im 
Jahr 2004 verzeichnete 
allein Spanien ein Plus 
von 610 100 Personen, 
die gesamte EU-25 von 
1,85 Mill.

Auch in Deutschland ist 
die internationale Wan-
derung zu einer bedeu-
tenden Komponente der 
Bevölkerungsentwick-
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lung geworden: 2004 kamen 81 800 
Personen mehr nach Deutschland 
als im selben Jahr fortzogen. Trotz 
des positiven Wanderungssaldos 
konnte das Geburtendefizit von 
112 700 Menschen nicht ausge-
glichen werden: Die Gesamtbe-
völkerung Deutschlands sank um 
30 900 Personen bzw. 0,04 %. Nur 
einige mittel- und osteuropäische 
Mitgliedsländer, die ebenfalls von 
niedrigen Geburtenziffern geprägt 
und zudem von Abwanderung be-
troffen waren, schrumpften noch 
stärker: So sank z. B. Litauens Ge-
samtbevölkerung im gleichen Zeit-
raum um 0,60 %, die von Lettland 
um 0,55 %. 

7,3 Mill. Menschen, die nicht die 
deutsche Staatsangehörigkeit be-
saßen, wohnten 2005 in Deutsch-
land. Damit war die Bundesrepublik 
absolut betrachtet das ausländer-
reichste Land in der EU. Der Aus-
länderanteil an der Gesamtbevölke-
rung lag in Deutschland bei 8,8 %. 
Menschen aus der Türkei, den Nach-
folgestaaten Jugoslawiens, Italien, 
Polen und Griechenland stellten 
die fünf größten Ausländergrup-
pen. Den höchsten Ausländeran-
teil in der EU wies Luxemburg mit 
39 % auf. 

Ausblick: Bevölkerungsvorausberech-
nung für 2050

Wie werden die Bevölkerungszahlen der EU-25 im 
Jahr 2050 aussehen? Bevölkerungsvorausberech-
nungen von Eurostat zufolge wird die Gesamtzahl der 

EU-Bürger bis 2050 auf 449,8 Mill. zurückgehen. In 

den einzelnen Ländern kommt es jedoch zu gegen-

läufigen Entwicklungen. So werden Staaten, die im 

EU-Vergleich gegenwärtig die höchsten Geburten-

ziffern und zudem einen positiven Wanderungssal-

do aufweisen, laut den Berechnungen in den nächs-

ten Jahrzehnten weiter wachsen oder zumindest ein 

konstantes Niveau halten. 

Tab. 2.2: Bevölkerungsentwicklung 2004

Mitgliedstaat

Natürliche 
Bevölkerungs-

bewegung 
(Saldo zwischen 
Lebendgeburten
und Sterbefällen)

Wanderungs-
saldo
(Saldo

zwischen Zu-
und Fortzügen)

Saldo
insgesamt

1 000

EU-25  . . . . . . . . . . . . . . . . . 475,4 1 849,5 2 324,9

Spanien  . . . . . . . . . . . . . . . 82,6 610,1 692,7

Italien  . . . . . . . . . . . . . . . . . 15,9 558,3 574,2

Frankreich1)  . . . . . . . . . . . . 283,8 103,0 386,8

Vereinigtes Königreich  . . . 132,9 201,8 334,7

Irland  . . . . . . . . . . . . . . . . . 33,5 48,0 81,5

Österreich  . . . . . . . . . . . . . 4,7 61,7 66,4

Portugal  . . . . . . . . . . . . . . . 7,3 47,3 54,6

Belgien  . . . . . . . . . . . . . . . . 14,1 35,4 49,5

Niederlande  . . . . . . . . . . . . 57,4 – 9,9 47,5

Schweden  . . . . . . . . . . . . . 10,4 25,3 35,7

Griechenland  . . . . . . . . . . . 0,0 35,0 35,0

Zypern  . . . . . . . . . . . . . . . . 3,1 15,7 18,8

Finnland  . . . . . . . . . . . . . . . 10,2 6,7 16,9

Dänemark  . . . . . . . . . . . . . . 8,8 5,0 13,8

Tschechische Republik  . . . – 9,5 18,6 9,1

Slowakei  . . . . . . . . . . . . . . 1,8 2,9 4,7

Luxemburg  . . . . . . . . . . . . . 1,9 1,5 3,4

Malta  . . . . . . . . . . . . . . . . . 1,0 1,8 2,8

Slowenien  . . . . . . . . . . . . . – 0,6 1,8 1,2

Estland  . . . . . . . . . . . . . . . . – 3,8 – 0,3 – 4,1

Lettland  . . . . . . . . . . . . . . . – 11,7 – 1,1 – 12,8

Polen . . . . . . . . . . . . . . . . . . – 7,4 – 9,4 – 16,8

Ungarn  . . . . . . . . . . . . . . . . – 37,4 18,2 – 19,2

Litauen  . . . . . . . . . . . . . . . . – 10,9 – 9,7 – 20,6

Deutschland  . . . . . . . . . . . – 112,7 81,8 – 30,9

____________
1) Inklusive abhängige Gebiete.
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Am stärksten im Ver-
gleich zu seiner Gesamt-
bevölkerung wird Luxem-
burg wachsen, und zwar 
um 40,9 % von 456 000 
auf 642 600  Einwohner. 
Für Irland wird ein Bevöl-
kerungswachstum um 
34,4 % von 4,1 auf 5,5 
Mill. Einwohner voraus-
gesagt. 

Mehr als die Hälfte der 
EU-Länder wird sich den 
Berechnungen zufolge 
hingegen mit dem Phä-
nomen der schrump-
fenden und alternden 
Gesellschaft auseinan-
dersetzen müssen: Hier 
bewirkt die anhaltend 
geringe Geburtenrate, 
dass künftig immer we-
niger potenzielle Eltern 
zur Verfügung stehen werden. Selbst bei konstan-
ter bzw. steigender Kinderzahl pro Frau kann das 
Geburtendefizit dann nicht mehr ausgeglichen wer-

den. Da zudem die Lebenserwartung dank des medi-
zinischen Fortschritts voraussichtlich weiter steigen 
wird, lässt sich der Alterungsprozess der Gesell-
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Bevölkerungsstatistik

Auf Basis demografischer Angaben zu Geburten, Sterbefällen und Wanderungsbewegungen können bisherige Ten-
denzen in der Bevölkerungsentwicklung und in ihren Komponenten erkannt und Vorausberechnungen für die nächs-
ten Jahrzehnte erstellt werden. 

Informationen über das Fertilitätsverhalten, die steigende Lebenserwartung oder die künftige Bevölkerungsentwick-
lung sind wichtige Kriterien für die Wirtschafts-, Familien- und Sozialpolitik. Sie bieten z. B. notwendige Anhaltspunkte 
für die Ausgestaltung der künftigen Renten- und Gesundheitssysteme, dienen aber etwa auch der Bedarfsermittlung 
im Infrastrukturbereich. Der aktuelle Bevölkerungsstand wird zur Berechnung von Pro-Kopf-Daten herangezogen, die 
z. B. über die Zuwendungshöhe öffentlicher Finanzmittel entscheiden können. 

Um noch genauere Daten für künftige Bevölkerungsentwicklungen zu erhalten, streben die EU-Mitgliedsländer im 
Dekaden-Turnus für 2010/2011 eine neue Volkszählungsrunde an. In Deutschland hat es seit fast 20 Jahren keine 
„Bevölkerungsinventur“ mehr gegeben (im früheren Bundesgebiet zuletzt 1987 und in der ehemaligen DDR 1981). 
Mit einem Kabinettsbeschluss hat die Bundesregierung Ende August 2006 die Grundsatzentscheidung getroffen, 
dass sich Deutschland an der kommenden EU-weiten Zensusrunde 2010/2011 mit einem registergestützten Verfah-
ren beteiligen wird.
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schaft nicht aufhalten. Die Zuwanderung wird das 
Tempo dieses Prozesses allenfalls dämpfen können. 
Für die Bevölkerungen der mittel- und osteuropä-
ischen Mitgliedsländer werden Schrumpfungsraten 
zwischen 4,9 % für Slowenien und 18,8 % für Lett-
land vorausgesagt. In Deutschland werden im Jahr 
2050 trotz Zuwanderung weniger als 75 Mill. Men-
schen leben – fast 10 % weniger als 2005. 

Bereits heute weicht Deutschland von der idealty-
pischen klassischen Bevölkerungspyramide deut-

lich ab – Kinder und Jugendliche bis 15 Jahre stellen 

schon lange nicht mehr die zahlenmäßig stärksten 

Jahrgänge dar. In der Zukunft wird sich das Verhält-

nis zwischen jüngeren und älteren Menschen noch 

weiter verschieben, die Pyramide immer kopflasti-

ger werden. Der Anteil der über 60-Jährigen an der 

Gesamtbevölkerung wird Berechnungen des Statis-

tischen Bundesamtes zufolge bis 2050 in Deutsch-

land von einem Viertel auf ein Drittel steigen, die 

Zahl der unter 20-Jährigen von 21 auf 16 % sinken.





3 Lebensverhältnisse
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3 Lebensverhältnisse

Konsum: Blick ins Portemonnaie 
Die Verbesserung der Lebensbedingungen und die 
Schaffung gleichwertiger Lebensverhältnisse in 
allen EU-Ländern gehört zu den Zielen der EU. Doch 
trotz erheblicher Finanztransfers existiert in der EU 
immer noch ein Wohlstandsgefälle. Dies zeigt ein 
Vergleich der Bruttojahresverdienste im Industrie- 
und Dienstleistungssektor, der 2004 deutliche Un-
terschiede zwischen nördlichen und südlichen sowie 
alten und neuen EU-Mitgliedsländern erkennen 
lässt. Die höchsten Löhne im Vergleich der EU-Län-
der, für die Daten vorlagen, wurden dabei in Däne-
mark gezahlt: Dort verfügte ein Vollzeitbeschäftigter 
über ein jährliches Bruttoeinkommen von 44 692 
Euro (2003). Zu den drei führenden Ländern beim 
Gehaltsniveau gehörten zudem das Vereinigte Kö-
nigreich (41 253 Euro) sowie Deutschland (40 954 
Euro). Auch in Luxemburg lag das Bruttojahresge-
halt mit 40 575 Euro über der 40 000-Euro-Grenze. 
In den südeuropäischen Ländern Spanien, Zypern, 
Griechenland (2003), Portugal und Malta lagen die 
Jahreslöhne hingegen zwischen 10 000 und 20 000 
Euro, in den neuen mittel- und osteuropäischen Mit-
gliedstaaten unter 10 000 Euro. Schlusslicht war 
Lettland, wo ein Industriearbeiter durchschnittlich 
3 806 Euro brutto im Jahr verdiente – rund zwölfmal 
weniger als in Dänemark.

Aus der Höhe des Gehalts in Euro lässt sich je-
doch nicht genau erschließen, was sich die Kon-
sumenten von ihrem Einkommen in den einzelnen 
EU-Ländern leisten können. Dafür müssen die be-
stehenden Preisunterschiede bereinigt werden. Dies 
geschieht durch Ermittlung von Preisen für einen ver-
gleichbaren und repräsentativen Korb von Waren 
und Dienstleistungen in den einzelnen EU-Ländern. 
Diese Preise werden dann in einer gemeinsamen 
künstlichen Währung angegeben, die als „Kaufkraft-
standard“ (KKS) bezeichnet wird. Unter Berücksich-
tigung des Preisniveaus waren die Bruttogehälter 
im Vereinigten Königreich am meisten wert, näm-

lich 39 051 KKS. Es folgten Deutschland (38 432 
KKS), Luxemburg (38 248 KKS) und die Niederlande 
(36 022 KKS). Aufgrund der vergleichsweise hohen 
Lebenshaltungskosten lagen die dänischen Brut-
tolöhne (34 929 KKS) im EU-Ländervergleich nur an 
5. Stelle. Am geringsten waren die Einkommen in 
Lettland (6 752 KKS), der Slowakei (10 395 KKS) und 
Ungarn (11 466 KKS). 

Wo bleibt der Euro?

Der größte Ausgabenposten der Privathaushalte 
in der EU entfiel auf die Unterkunft: Wohnen, Was-
ser, Strom, Gas und Heizung machten 2004 im EU-
Durchschnitt 21,3 % der Ausgaben aus. Am meisten 
mussten die Haushalte in Schweden für das Woh-
nen aufwenden (28,6 %), in Deutschland waren es 
23,8 %. Der Ausgabenanteil für Nahrungsmittel, Ge-
tränke und Tabakwaren lag im EU-Durchschnitt bei 

Tab. 3.1:  Durchschnittlicher Bruttojahresverdienst
                   in der Industrie und im Dienstleistungs-
                   sektor1) 2004

Ausgewählte
EU-Mitgliedstaaten

in EUR in KKS

Vereinigtes Königreich  . . . 41 253 39 051

Deutschland  . . . . . . . . . . . 40 954 38 432

Luxemburg  . . . . . . . . . . . . . 40 575 38 248

Niederlande  . . . . . . . . . . . . 37 900 36 022

Dänemark2)  . . . . . . . . . . . . 44 692 34 929

Belgien  . . . . . . . . . . . . . . . . 35 704 34 259

Frankreich2)  . . . . . . . . . . . . 28 847 28 770

Schweden  . . . . . . . . . . . . . 33 620 27 756

Finnland  . . . . . . . . . . . . . . . 31 988 26 038

Spanien  . . . . . . . . . . . . . . . 19 828 22 691

Griechenland2)  . . . . . . . . . . 16 739 21 423

Zypern  . . . . . . . . . . . . . . . . 19 290 20 684

Portugal  . . . . . . . . . . . . . . . 15 196 17 727

Malta . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11 926 15 923

Polen  . . . . . . . . . . . . . . . . . 6 230 11 886

Ungarn  . . . . . . . . . . . . . . . . 7 100 11 466

Slowakei  . . . . . . . . . . . . . . 5 706 10 395

Lettland  . . . . . . . . . . . . . . . 3 806 6 752
____________

1) Ohne öffentliche Verwaltung, Verteidigung, Sozialversiche-
rung. – 2) 2003.
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16,3 %. Überdurchschnittlich hoch war er in Ländern 
mit einer relativ geringen pro Kopf-Wirtschaftsleis-
tung: So betrugen die Nahrungs- und Genussmittel-
kosten in Litauen 35,4 %, Estland 26,7 % und Polen 
sowie Ungarn je 25,8 % 
der Konsumausgaben. 
In Deutschland waren 
es hingegen im selben 
Jahr nur 15,3 %, in Irland 
12,0 %.

Im Vergleich zu 2004 
stiegen die Preise im 
Jahr 2005 EU-weit leicht 
an. Der Harmonisier-
te Verbraucherpreisin-
dex (HVPI), der die Preis-
entwicklung EU-weit ver-
gleichbar macht und 
gleichbedeutend mit der 
Inflationsrate ist, erhöhte 
sich in der EU-25 um 
2,2 %. Haupttreiber der 
Preissteigerung waren
Energieträger: Für Strom, 
Gas und andere Brenn-
stoffe bezahlten die EU-

Haushalte 2005 deutlich mehr als 2004 (+ 9,1 %). 
Autofahrer mussten für Kraft- und Schmierstoffe 
Preiserhöhungen von durchschnittlich 10,3 % in 
Kauf nehmen. Auch das Rauchen wurde 2005 deut-

Kaufkraftstandard (KKS)

Der Kaufkraftstandard (KKS) ist eine fiktive Währungseinheit, die die Kaufkraftunterschiede, d. h. die verschiedenen 
Preisniveaus zwischen den Ländern eliminiert. So können in zwei Ländern mit unterschiedlichen Preisniveaus für die 
gleichen Güter und Dienstleistungen große Kaufkraftunterschiede bestehen.

Der KKS wird mit Hilfe von so genannten Kaufkraftparitäten (KKP) als Umrechnungsfaktor aus den Angaben in Landes-
währung abgeleitet. Diese Paritäten erhält man aus dem gewichteten Durchschnitt der Preisrelationen eines Waren- 
und Dienstleistungskorbs, der für alle Mitgliedstaaten vergleichbar und repräsentativ ist. Sie sind so festgesetzt, dass 
die durchschnittliche Kaufkraft eines Euro in der EU einem KKS entspricht.

Für Länder wie Deutschland oder die Niederlande, in denen auf Grund höherer Waren- und Dienstleistungspreise die 
Kaufkraft je Euro niedriger als im europäischen Durchschnitt ist, ergeben sich KKS von größer als eins je Euro, für südeu-
ropäische Länder wie Portugal und Spanien auf Grund niedrigerer Preisrelationen als im EU-Mittel KKS von weniger als 
eins je Euro. So bedeutet beispielsweise ein KKS von 1,041 für Deutschland für 2005, dass hier rund 1,04 Euro für die 
gleiche Menge an Waren und Dienstleistungen aufzuwenden ist, die im europäischen Durchschnitt für 1 Euro gekauft 
werden können. Ein Wert von 0,900 KKS für Spanien bedeutet, dass dort nur 90 Cent für den Kauf der gleichen Waren 
und Dienstleistungen aufzubringen sind.
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Abb. 3.1: Konsumausgaben privater Haushalte 2004 in der EU-25
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lich teurer: Die Tabakpreise in der EU-25 erhöhten 
sich um 6,8 %. Billiger wurden hingegen Bekleidung 
und Schuhe (– 0,9 %) sowie die Nachrichtenüber-
mittlung (– 2,1 %). 

Die höchste Preissteigerung in der EU-25 ver-
zeichnete 2005 Lettland mit 6,9 %. Dort wuch-
sen die Ausgaben für Gesundheitsleistungen, 
Verkehr und das Gaststätten- und Beherbergungs-

Harmonisierter Verbraucherpreisindex (HVPI)

Der Harmonisierte Verbraucherpreisindex (HVPI) wird in den EU-Staaten neben dem jeweiligen landesspezifischen 
Verbraucherpreisindex (VPI) von den einzelnen nationalen statistischen Ämtern berechnet. Der HVPI wird primär für 
europäische Zwecke ermittelt und verfolgt als wichtigste Zielsetzung den Vergleich der Preisveränderungsraten zwi-
schen den EU-Mitgliedstaaten. Der HVPI dient der Messung des Konvergenzkriteriums „Preisstabilität“ im Rahmen 
des Maastrichter Stabilitätspaktes.

Erforderlich ist die Berechnung des HVPI, weil sich die nationalen Verbraucherpreisindizes in vielfältiger Weise unter-
scheiden und nicht miteinander vergleichbar sind. So sind die Ziele der nationalen VPI-Berechnung z. B. oft weiter 
gefasst als die des HVPI. Während der HVPI primär das Ziel  „Inflationsmessung“ verfolgt, dienen die nationalen Ver-
braucherpreisindizes u. a. zusätzlich als „Kompensationsmaßstab“ (Wertsicherungsklauseln) und als „Deflator“ (z. B. 
zur Berechnung des realen Wachstums). Im Falle Deutschlands wird deshalb im Unterschied zum HVPI z. B. das vom 
Eigentümer selbst genutzte Wohneigentum (durch Mietäquivalente) in den VPI einbezogen.

Um im EU-Rahmen eine vergleichbare Inflationsmessung zu ermöglichen, legt Eurostat gemeinsame Methoden, Kon-
zepte und Verfahren für die Berechnung des HVPI verbindlich fest. Den HVPI für die EU insgesamt ermittelt Eurostat 
als gewogenen Durchschnittswert aus den nationalen HVPI.
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wesen im zweistelligen Bereich. Estland wies 
mit 4,1 % die zweithöchste Inflationsrate auf, 
wofür im Wesentlichen die höheren Energie- und
Verkehrskosten verantwortlich waren. Die nied-
rigsten Preissteigerungen gab es in Finnland und
Schweden mit jeweils 0,8 %. Deutschlands Teue-
rungsrate lag 2005 mit 1,9 % ebenfalls am unteren 
Ende der Skala. Einzelne Güter verteuerten sich
jedoch deutlich. So stiegen die Tabakpreise 2005 
bedingt durch die Tabaksteuererhöhung um 14,0 % 
(2004 bereits + 11,2 %). Für Strom und Heizung 
mussten die deutschen Haushalte 11,8 % mehr als 
im Vorjahr aufwenden. Die Preise für Nahrungsmit-
tel und alkoholfreie Getränke blieben hingegen an-
nähernd stabil (+ 0,4 %). 

Armut: Leben an der Schwelle
Armut und soziale Ausgrenzung sind gesellschaft-
liche Probleme, die auch in den relativ wohlha-
benden Staaten der EU existieren. Um den Betrof-
fenen zu helfen und dem Ziel einer gerechten und 
solidarischen Gesellschaft näher zu kommen, hat 
sich die EU die Bekämpfung von Armut und sozi-
aler Ausgrenzung zum Ziel gesetzt. Auf dem Rats-
gipfel 2001 in Laeken haben die Mitgliedstaaten 
statistische Kriterien vereinbart – die so genann-
ten Laeken-Indikatoren –, mit deren Hilfe die Fort-

schritte der Politiken jährlich beschrieben und ver-
glichen werden können. 

Im Hinblick auf die Einkommensverteilung hat sich 
die Ungleichheit in den vergangenen Jahren entge-
gen der politischen Zielsetzung jedoch weiter ver-
größert: So betrug im Jahr 2000 das Gesamteinkom-
men der „reichsten“ 20 % der EU-Bevölkerung das 
4,5fache der „ärmsten“ 20 % der EU-Bevölkerung 
– bis 2004 hatte sich dieser Wert bereits auf das 
4,8fache erhöht. Überdurchschnittlich groß war die 
Einkommensungleichheit 2004 in Portugal (7,2), 
Lettland (2003: 6,1) und Griechenland (6,0). Am 
kleinsten fiel sie in Slowenien (2003: 3,1), Ungarn 
(2003: 3,3) und Schweden (3,3) aus. In Deutsch-
land bezog das reichste Fünftel der Bevölkerung 
das 4,4fache Einkommen des ärmsten Fünftels der 
Bevölkerung (siehe Abb. 3.3 auf S. 24). 

Armut ist ein relativer und schwierig abzugrenzender 
Begriff, der nur eingeschränkt und unter Berücksich-
tigung einer Vielzahl von Aspekten interpretierbar 
ist. Eurostat trifft daher auch keine Aussagen über 
Armut, sondern lediglich über eine mögliche Armuts-
gefährdung. Demnach ist armutsgefährdet, wer in-
klusive sozialer Transferleistungen weniger als 60 % 
des jeweiligen national verfügbaren Median-Einkom-
mens zur Verfügung hat. 

EU-Statistik zur Armutsgefährdung

Die Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung gehört zu den politischen Zielen in der EU. Bei den Gipfeltref-
fen in Lissabon (2000), Laeken (2001) und Barcelona (2002) hat der Europäische Rat die Mitgliedstaaten wiederholt 
ersucht, die Zahl der von Armut und sozialer Ausgrenzung Betroffenen erheblich zu verringern. Zur Messung der Fort-
schritte auf diesem Gebiet wurden in Laeken 18 statistische Indikatoren (Laeken-Indikatoren) festgelegt. Einige davon, 
wie z. B. die Armutsgefährdungsquote, sind auch Bestandteil der Strukturindikatoren zur Messung der Fortschritte im 
Rahmen der Lissabon-Strategie (siehe auch Tabellenanhang A.I.1).

Zur Berechnung der Indikatoren verwendete Eurostat bis vor wenigen Jahren vornehmlich Daten aus dem Haushaltspa-
nel der Europäischen Gemeinschaft (ECHP), in dessen Rahmen jährlich etwa 65 000 EU-Haushalte befragt wurden. Das 
ECHP lief 2001 aus. In den Folgejahren wurden Daten über Einkommensverteilung, Armut und soziale Ausgrenzung 
in den EU-Ländern aus verschiedenen Erhebungen ermittelt, in Deutschland geschah dies im Rahmen des Sozio-öko-
nomischen Panels (SOEP). Um jedoch eine bessere Vergleichbarkeit der Ergebnisse zwischen den Mitgliedstaaten zu 
erreichen, konzipierte Eurostat die EU-weite „Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und Lebensbedingungen“ (EU-
SILC). Da EU-SILC jedoch erst seit dem Jahr 2005 in allen Mitgliedsländern durchgeführt wird, sind die hier dargestell-
ten Daten der EU-Staaten nur eingeschränkt vergleichbar.
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In der EU-25 galten 2004 16 % der Bevölkerung und 
damit mehr als 73 Mill. Menschen als armutsge-
fährdet. Am schwierigsten war die Situation in der
Slowakei, Portugal und Irland: Dort galten jeweils 
21 % der Bevölkerung als armutsgefährdet. In 
Deutschland lag der Anteil bei 16 %, womit hierzu-
lande rund 13 Mill. Menschen von Armut bedroht 
waren. Am geringsten war die Quote in der Tsche-
chischen Republik und Slowenien (2003: 8 bzw. 
10 %).

Die Wahrscheinlichkeit der Armutsgefährdung war in 
der EU-25 ungleich auf die verschiedenen Bevölke-
rungsgruppen verteilt und hing u. a. vom Geschlecht, 
Alter und dem Haushaltstyp ab. So waren Frauen in 
17 EU-Ländern stärker armutsgefährdet als Männer, 
das galt auch für Deutschland. Unterschieden nach 
Altersgruppen lebten überdurchschnittlich viele 
Kinder und Jugendliche bis 24 Jahre unterhalb der

Armutsgefährdungsschwelle: 20 % der unter 16-Jäh-
rigen und 21 % der 16- bis 24-Jährigen in der EU-25 
waren betroffen. Am geringsten war der Anteil in den 
Altersgruppen der 25- bis 49-Jährigen (14 %) und 
50- bis 64-Jährigen (13 %). Bei den über 65-Jährigen 
stieg er wieder auf 18 % an. Für Deutschland ergab 
sich eine vergleichbare Abstufung. 

Median

In der Statistik ist der Median der Wert, der bei einer 
sortierten Folge von Messwerten („geordneten Stich-
probe“) in der Mitte liegt. 50 % der Messwerte sind 
also kleiner oder gleich dem Median, 50 % größer 
oder gleich.

Ein besonderer Vorteil der Verwendung des Medi-
ans liegt darin, dass er nicht durch extrem hohe oder 
extrem niedrige Ausreißerwerte beeinflusst wird, wie 
bei der Bildung des Durchschnitts der Fall.
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Abb. 3.3: Einkommensverteilung 2004
Verhältnis des Gesamteinkommens der „reichsten” 20 % der Bevölkerung zum Gesamteinkommen der „ärmsten”
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EU-25: 4,8

1) Für Malta ist kein Wert verfügbar. – 2) 2003.
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Differenziert nach Haushaltstypen waren in der EU 

vor allem alleinstehende Frauen und alleinstehen-

de Menschen über 65 Jahren betroffen: Jeweils 28 % 

dieser Haushalte galten 2004 als armutsgefährdet, 
bei Familien mit mehreren unterhaltsberechtigten 
Kindern waren es 26 %. Am problematischsten ge-
staltete sich die Situation der Alleinerziehenden 
(meist Frauen) mit abhängigen Kindern: 34 % die-
ser Haushalte waren von Armut bedroht. In Deutsch-
land waren sogar 38 % betroffen. Noch höher lag der 
Wert in den Niederlanden (39 %), Spanien, dem Ver-
einigten Königreich (je 40 %), der Slowakei (41 %) 
und Irland (56 %). Vergleichsweise wenig gefährdet 
waren Alleinerziehende in Finnland, Ungarn und 
Dänemark (je 16 %).

Armut ist immer relativ

Auch wenn die alten und neuen EU-Mitgliedslän-
der bei den Armutsgefährdungsquoten relativ ähn-
lich abschneiden, lässt dies keine Rückschlüsse 
auf das Wohlstandsniveau in den einzelnen Län-
dern zu. Ein Vergleich der monetären Armutsgefähr-
dungsschwellen des Jahres 2004, ausgedrückt in 
Kaufkraftstandards (KKS), verdeutlicht die Unter-
schiede im Lebensstandard zwischen den Mitglieds-
staaten: So war in Lettland ein Haushalt mit zwei Er-
wachsenen und zwei Kindern mit einem maximalen 
Einkommen von rund 4 330 KKS (2003) von Armut 
bedroht – in Luxemburg galt hingegen der gleiche 
Haushaltstyp mit einem fast achtmal so hohen Ein-
kommen in Höhe von rund 32 600 KKS bereits als 
armutsgefährdet (siehe Abb. 3.4 auf S. 26). Im EU-
Durchschnitt lag die Armutsgefährdungsschwelle bei 
einem Einkommen von rund 16 200 KKS. Von den 
zehn neuen Mitgliedsstaaten lagen acht unter die-
sem Wert, Deutschland gehörte hingegen, wie die 
meisten anderen EU-15-Staaten, mit rund 19 270 
KKS zu den Ländern mit einer relativ hohen mone-
tären Armutsgefährdungsschwelle. 

Tab. 3.2:  Armutsgefährdungsquote 2004

Geschlecht
__________

Alter
__________

Haushaltstyp

EU-25 Deutschland

Insgesamt  . . . . . . . . . . . . . . . . 16 16

Männer  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15 13

Frauen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 17 18

im Alter von . . . bis . . . Jahren

unter 16   . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20 20

16 bis 24  . . . . . . . . . . . . . . . . . 21 24

25 bis 49  . . . . . . . . . . . . . . . . . 14 13

50 bis 64  . . . . . . . . . . . . . . . . . 13 12

ab 65  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 18 15

Haushaltstyp

Ein Erwachsener unter 
 65 Jahren   . . . . . . . . . . . . . . . 22 23

Zwei Erwachsene unter
65 Jahren  . . . . . . . . . . . . . . . 10 8

Ein Erwachsener über 
 65 Jahren  . . . . . . . . . . . . . . . 28 23

Alleinstehende Frau  . . . . . . . . 28 26

Alleinstehender Mann  . . . . . . . 21 20

Alleinstehender Elternteil
mit abhängigen Kindern  . . . 34 38

Zwei Erwachsene mit einem 
abhängigen Kind  . . . . . . . . . 13 14

Zwei Erwachsene mit zwei 
abhängigen Kindern  . . . . . . . 14 10

Zwei Erwachsene mit mehr als 
zwei abhängigen Kindern  . . 26 24

Unterschiedliche Werte zur Armutsgefährdung?

In der 2005 erstmals in Deutschland durchgeführten „Gemeinschaftsstatistik über Einkommen und Lebensbedin-
gungen“ (EU-SILC, in Deutschland = LEBEN IN EUROPA) ermittelte das Statistische Bundesamt für Deutschland eine 
gesamte Armutsgefährdungsquote von 13 % für das Jahr 2004. Eurostat wird diese Zahl für das Jahr 2005 veröffent-
lichen – denn anders als in nationalen Publikationen veröffentlicht Eurostat die Indikatoren jeweils unter dem Erhe-
bungsjahr (also 2005) und nicht wie in Deutschland unter dem Einkommensbezugsjahr (also 2004). Zu beachten ist 
zudem, dass es sich bei LEBEN IN EUROPA um eine erstmals durchgeführte Erhebung handelt. Aufgrund methodischer 
wie konzeptioneller Unterschiede zu vorhergehenden Erhebungen (in Deutschland das SOEP) sind die Ergebnisse für 
Deutschland deshalb nicht mit den Vorjahreswerten vergleichbar.
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Sozialschutz: Hilfe vom 

Staat

Für Sozialschutzleistun-

gen – wie z. B. die Alters-

versorgung und das Ge-

sundheitswesen – gaben 

die EU-Länder 2003 im 

Durchschnitt 27 % des 

Bruttoinlandsprodukts 

(BIP) aus. Die Ausga-

ben variierten dabei von 

Land zu Land: So wende-

ten die baltischen Staa-

ten je 13 % ihres BIP für 

Sozialschutzleistungen 

auf. In Schweden mach-

ten diese Leistungen hin-

gegen 32 % des BIP aus. 

Deutschland lag mit So-

zialschutzleistungen in 

Höhe von 29 % des BIP 

ebenfalls über dem EU-

Durchschnitt. Dies ent-

sprach einem Budget von 

629,4 Mrd. Euro. 41 % 

dieses Betrags (rund 

260,7 Mrd. Euro) wurden 

für die Altersversorgung 

ausgegeben und 28 % 

(174,3 Mrd. Euro) flos-

sen in das Gesundheits-

wesen. Zu den weiteren 

Ausgabeposten gehörten 

u. a. Versorgungsleistun-

gen für Familien, Arbeits-

lose und Behinderte. 
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Abb. 3.4: Monetäre Armutsgefährdungsschwelle 2004
Für einen Haushalt mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern unter 14 Jahren,
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EU-25: 16 200 KKS

1) Für Malta ist kein Wert verfügbar. – 2) 2003.
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Gesundheit: Versorgung im Vergleich

Die Gesundheit genießt in unserer Gesellschaft einen 
hohen Stellenwert. Sie ist nicht nur für das individu-
elle Wohlbefinden wichtig, sondern beeinflusst auch 
die Leistungsfähigkeit der Menschen und ist somit 
auch von volkswirtschaftlicher Bedeutung. 

Der Staat regelt in den EU-Mitgliedsländern die Rah-
menbedingungen, mit deren Hilfe die Gesundheit 
der Bürger bestmöglich erhalten, gefördert und im 
Krankheitsfall wiederhergestellt werden soll. Beim 
Vergleich und der Bewertung von Gesundheitsindi-
katoren der EU-Länder müssen die nationalen Un-
terschiede der jeweiligen Gesundheitssysteme mit 
in Betracht gezogen werden. 

Ein wichtiger Indikator für das Gesundheitswesen im 
europäischen Vergleich ist der jeweilige Anteil der 
Gesundheitsausgaben am BIP. 2004 wurden nach 
Angaben der OECD in Deutschland 10,6 % des BIP 

für Gesundheitsgüter 
und -leistungen aufge-
wendet. Dies war im Ver-
gleich der EU-Länder, für 
die deratige Informa-
tionen vorlagen, der 
höchste Anteil (siehe 
Abb. 3.7 auf S. 28). Es
folgten Frankreich mit 
10,5 %, Belgien mit 
10,1 % (2003) sowie 
Portugal und Griechen-
land mit je 10,0 %. 
In der Slowakei (2003: 
5,9 %), Polen (6,5 %), 
Irland (7,1 %) und der 
Tschechischen Republik 
(7,3 %) lag der entspre-
chende BIP-Anteil für Ge-
sundheitsaufwendungen 
deutlich niedriger. 

Vergleicht man die Gesundheitsausgaben in US-
Dollar je Einwohner auf der Basis von Kaufkraftpa-
ritäten, dann brachte Luxemburg mit rund 5 090
US-Dollar pro Kopf mit Abstand die höchste Summe 
für Gesundheitsgüter und -leistungen auf (zur De-
finition von Kaufkraftstandards bzw. -paritäten, 
siehe Infobox auf Seite 21). Es folgten Frankreich 
(3 160 US-Dollar) und Österreich (3 120 US-Dollar). 
Deutschland, die Niederlande und Belgien (2003) 
gaben je 3 040 US-Dollar pro Kopf ihrer Bevölke-
rung für Gesundheit aus. In Polen und der Slowakei 
(2003) lagen die entsprechenden Werte mit 810 
bzw. 780 US-Dollar je Einwohner um ein Mehrfaches 
niedriger.

Erste Anhaltspunkte über die medizinische Versor-
gung in den einzelnen EU-Staaten lassen sich aus 
der Ärztedichte und der Anzahl der verfügbaren Kran-
kenhausbetten je Einwohner ableiten. Belgien war 
mit 399 praktizierenden Ärzten je 100 000 Einwoh-
ner 2004 das Land mit der höchsten Ärzteversor-

Alter
41,4 %

Gesundheit
27,7 %

Familie/Kinder
10,5 %

Arbeitslosigkeit
8,6 %

Behinderte
7,8 %

Sonstiges
4,0 %

Abb. 3.6: Verteilung der Sozialschutzleistungen in Deutschland 2003
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gung. Deutschland gehörte mit 339 praktizierenden 
Ärzten je 100 000 Einwohner ebenfalls zu den EU-
Ländern mit einer vergleichsweise hohen Ärzte-Dich-
te. Die niedrigsten Zahlen wiesen Polen und das Ver-
einigte Königreich mit 229 bzw. 223 praktizierenden 
Ärzten je 100 000 Einwohner auf. 

Die Anzahl der vorhandenen Krankenhausbetten 
unterlag in den zurückliegenden Jahren in vielen 
EU-Ländern einem starken Kapazitätsabbau. Am 
höchsten lag 2003 die Zahl der verfügbaren Kran-
kenhausbetten je 100 000 Einwohner mit 1 007 in 
Irland. Zum Teil deutlich weniger als 400 Betten je 
100 000 Einwohner standen hingegen in Dänemark 
(398), dem Vereinigten Königreich (397), Portugal 

(2002: 365) und Spanien (2002: 358) zur Verfügung. 
In Deutschland waren 874 Krankenhausbetten je 
100 000 Einwohner verfügbar, nachdem seit An-
fang der 1990er Jahre ein umfangreicher Bettenab-
bau stattgefunden hatte. Dieser setzte sich auch 
2004 mit einem Wert von 858 Krankenhausbetten 
je 100 000 Einwohner weiter fort.

Für Erkenntnisse über die Leistungsfähigkeit der Ge-
sundheitssysteme und der medizinischen Versor-
gung in den EU-Ländern werden auch Angaben zur 
Lebenserwartung und Mortalität herangezogen. Im 
Kapitel „Bevölkerung“ wurde bereits die Lebens-
erwartung bei Geburt als einer der wichtigsten In-
dikatoren in diesem Kontext vorgestellt. Die Säug-
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lingssterblichkeit ist ein 
Indikator, der Rück-
schlüsse insbesondere 
über die Qualität der ge-
burtsnahen Mutter-Kind-
Gesundheitsdienste in 
den einzelnen EU-Län-
dern zulässt. Im welt-
weiten Vergleich ist die 
Säuglingssterblichkeit 
in der EU sehr gering. 
Die niedrigste Sterbe-
ziffer wies 2004 Schwe-
den mit einem Wert von 
3,1 je 1 000 Lebendge-
borenen auf. Deutsch-
land gehörte mit einem 
Wert von 4,1 ebenfalls 
zu den zehn EU-Ländern 
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mit der geringsten Säuglingssterblichkeit. Relativ 
hoch war die Ziffer in einigen neuen Mitgliedstaa-
ten. So starben 2004 in Lettland und Litauen von
1  000 Lebendgeborenen 9,4 bzw. 7,9 Säuglinge.

Herzinfarkte, Schlaganfälle und andere Krankheiten 
des Kreislaufsystems stellen in der EU-25 mittler-
weile die häufigste Todesursache dar: Sie waren im 
Zeitraum von 2001 bis 2003 für 41 % aller Todesfäl-
le verantwortlich. Krebserkrankungen waren die Ur-
sache für jeden vierten Todesfall. Differenziert nach 
Altersgruppen zählten bei den bis zu 44-Jährigen äu-
ßere Ursachen wie Verkehrsunfälle oder Selbstmord 
zu den häufigsten Todesursachen, während bei den 
45- bis 64-Jährigen die Krebserkrankungen an erster 

Stelle standen. Ab einem Alter von 65 Jahren waren 
Erkrankungen des Kreislaufsystems für die meisten 
Todesfälle verantwortlich. 

Allerdings bestanden im Ländervergleich erheb-
liche Unterschiede in den Mortalitätsstrukturen. So 
war 2003 in den baltischen Staaten, der Slowakei 
(2002), der Tschechischen Republik und Ungarn 
mehr als die Hälfte aller Todesfälle auf Kreislauf-
erkrankungen zurückzuführen. In Deutschland wurde 
in 46 % aller Sterbefälle eine Kreislauferkrankung 
als Todesursache diagnostiziert. In Spanien und den 
Niederlanden war es nur jeder dritte Todesfall. Am 
niedrigsten lag der Anteil der Kreislauferkrankungen 
an den Todesursachen mit 29 % in Frankreich. 

Tab. 3.3:  Wichtigste Todesursachen in der EU-25
Anteil 2001 bis 2003 in %

Krebs
Krankheiten 

des Kreislauf-
systems

Krankheiten 
der Atemwege

Krankheiten des
Verdauungs-

apparates

Äußere
Ursachen (u. a. 

Selbstmord, 
Verkehrsunfälle)

Sonstige

Alle Altersgruppen  . . . . . . . . . 25,3 41,0 8,0 4,6 5,2 15,9

0 bis 19 Jahre . . . . . . . . . . . . 7,2 3,2 2,8 0,9 26,6 59,3

20 bis 44 Jahre . . . . . . . . . . . . 19,7 13,8 2,5 6,6 38,0 19,4

45 bis 64 Jahre  . . . . . . . . . . . 41,4 26,3 4,1 7,6 8,3 12,3

65 bis 84 Jahre  . . . . . . . . . . . 29,1 42,0 8,2 4,2 2,8 13,7

über 85 Jahre  . . . . . . . . . . . . . 11,6 52,0 10,6 3,5 2,9 19,4
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4 Bildung, Forschung und 
Informationsgesellschaft

Bildung: Rohstoff der Zukunft

Der Ausbau der Wissensgesellschaft gehört zu den 
prioritären Zielen der erneuerten Lissabon-Strategie 
der EU. Auch in Deutschland wurde dieses Ziel zur 
zentralen Voraussetzung für die Zukunftsfähigkeit 
einer modernen Gesellschaft erklärt und im natio-
nalen Reformprogramm der Bundesregierung festge-
schrieben. Als Grundstein für Wissen gilt die Stärkung 
der Bildungssysteme durch möglichst hochwertige 
schulische und berufliche Ausbildung. 

Tatsächlich fielen die bisherigen jährlichen Aufwen-
dungen für Bildung in den einzelnen EU-Mitglied-
staaten unterschiedlich aus. Dänemark gab 2004 mit 
8,3 % des BIP anteilig am meisten für sein Bildungs-
wesen aus. Es folgten 
Schweden (7,4 %) und 
Portugal (7,3 %). Die 
Schlusslichter waren die 
Slowakei (3,6 %) und 
Griechenland (3,5 %). 
Deutschland lag mit 
einem Anteil von 4,0 % 
des BIP an drittletzter 
Stelle der EU-Länder. 

Zu oft noch wird das 
Bildungsniveau der Be-
schäftigten den Anfor-
derungen des heutigen 
Arbeitsmarktes nicht 
gerecht: Technischer 
Fortschritt und interna-
tionaler Standortwett-
bewerb stellen immer 
höhere Ansprüche an 
die Arbeitnehmer. Im 
Einklang mit dem Lissa-

bonner Ziel für 2010, die Situation junger Menschen 
auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern, strebt der Eu-
ropäische Rat einen Sekundarstufe-II-Abschluss für 
mindestens 85 % der jungen Menschen an – das ent-
spricht in Deutschland dem Fachabitur, Abitur oder 
einem beruflichen Ausbildungsabschluss (Lehre, 
Berufsfachschule). 

Die bisherige Bilanz dieses Vorhabens fällt zwie-
spältig aus: In acht Mitgliedstaaten verfügten 2005 
bereits mehr als 85 % der 20- bis 24-Jährigen über 
einen Sekundar-II-Abschluss, darunter waren die 
neuen Mitgliedsländer Slowakei, Slowenien, Tsche-
chische Republik, Polen und Litauen. In den ande-
ren Ländern lag der Anteil der Absolventen darun-
ter, in einigen sank er sogar von 2000 bis 2005, so 
beispielsweise in Deutschland von 74,7 auf 71,0 % 
und in Spanien von 65,9 auf 61,3 %. Im EU-Durch-
schnitt blieb der Anteil der Sekundar-II-Abschlüsse 
mit 76,9 % nahezu unverändert (2000: 76,3 %). 
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Frauen wiesen dabei ein höheres Ausbildungsniveau 
auf als Männer: 79,5 % der Frauen verfügten in der 
EU 2005 mindestens über den Abschluss der Sekun-
darstufe II, bei den Männer waren es nur 74,4 %. Mit 
71,6 bzw. 70,4 % lag Deutschland auch hier jeweils 
unter dem EU-Durchschnitt. Die relativ niedrigen 
Werte für Deutschland sind jedoch zu einem wesent-
lichen Teil durch die Wahl der Altersgruppe bedingt, 
denn in Deutschland erreichten viele Jugendliche 
einen Abschluss der Sekundarstufe II im Vergleich 
mit anderen europäischen Staaten relativ spät. 

Wissenschaft: Hochqualifizierter 
Nachwuchs gefragt 

Einen wesentlichen Beitrag zur Ausbildung hoch 
qualifizierter Fachleute leisten die Bildungseinrich-
tungen des Tertiärbereichs. In Deutschland zählen 
zum Tertiärbereich Universitäten, Fachhochschu-

len, Berufsakademien, Fachschulen, Fachakade-
mien sowie die zwei- und dreijährigen Schulen des 
Gesundheitswesens. An solchen Einrichtungen lern-
ten 2004 EU-weit 17,3 Mill. Schüler und Studieren-
de. In fast allen EU-Ländern waren dabei die Frauen 
in der Überzahl: Ihr Anteil lag im EU-Durchschnitt bei 
54,8 %. Am stärksten waren sie in Estland (61,8 %) 
und Lettland (62,3 %) vertreten. Nur Deutschland 
und Zypern bildeten eine Ausnahme: Dort betrug der 
Frauenanteil weniger als 50 % (49,4 bzw. 47,9 %). 

In den kommenden Jahren sollen sich möglichst 
viele junge Leute für eine tertiäre Ausbildung in Ma-
thematik, Naturwissenschaften und Technik begeis-
tern – so die Vorstellung des Europäischen Rates. 
Denn mit dem vermehrten Einsatz neuer Techno-
logien steigt auch der Bedarf an entsprechenden 
Qualifikationen.
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Von 2000 bis 2004 stieg die Zahl der Absolven-
tinnen und Absolventen der Fachrichtungen Ma-
thematik, Naturwissenschaften und Technik in der 
EU-25 von 635 000 auf 776 000 an. Gleichzeitig 
nahm deren Anteil an der Gesamtabsolventenzahl 
aber ab: von 24,8 % in 2000 auf 23,6 % in 2004. Die 
Anzahl der Absolventinnen und Absolventen anderer 
Fachrichtungen stieg demnach noch stärker.

Die deutlichsten Anteilsrückgänge im naturwissen-
schaftlich-technischen Bereich gab es in Irland (– 6,2 
Prozentpunkte), im Vereinigten Königreich (– 4,8 Pro-

zentpunkte) sowie in Litauen und Slowenien (jeweils 
– 4,1 Prozentpunkte). In anderen Ländern wuchs der 
Anteil der Absolventinnen und Absolventen im na-
turwissenschaftlich-technischen Bereich hingegen, 
in Portugal z. B. um 3,5 Prozentpunkte, in der Slo-
wakei um 3,3 Prozentpunkte und in Spanien um 2,9 
Prozentpunkte. Deutschland verzeichnete im sel-
ben Zeitraum einen leichten Zuwachs um 0,3 Pro-
zentpunkte. 

Frauen machten dabei deutlich seltener einen Ab-
schluss in diesen Bildungsgängen als Männer: So 
erlangten 2004 in der EU-25 von allen Absolven-
tinnen im Tertiärbereich nur 12,4 % einen Abschluss 
in Mathematik, Naturwissenschaften oder Technik, 
bei den männlichen Absolventen waren es 39,4 %. 
Frauen in Deutschland lagen mit einem Anteil von 
12,2 % an der Gesamtzahl der Absolventinnen etwa 
im EU-Durchschnitt (Männer: 43,4 %). In Griechen-
land schlossen hingegen 18,2 % aller Absolven-
tinnen einen Bildungsgang in Mathematik, Natur-
wissenschaften oder Technik ab. In Schweden und 
Irland waren es 15,9 bzw. 15,6 %. Am niedrigsten 
lag der entsprechende Anteil in Ungarn (4,5 %) und 
den Niederlanden (5,6 %).

Lernen: Ein Leben lang

Produktivitätsanstieg, Strukturwandel und tech-
nischer Fortschritt verlangen immer neue Qualifi-
kationen von den Arbeitnehmern. Häufig reicht das 
erworbene Wissen aus Schul-, Berufs- und Hoch-
schulausbildung nicht mehr aus, um eine 30 bis 40 
Jahre lange Berufslaufbahn erfolgreich zu gestalten. 
Das „Lebenslange Lernen“ gewinnt deshalb für die 
persönliche und berufliche Entwicklung immer mehr 
an Bedeutung. Um dem gestiegenen Weiterbildungs- 
und Umschulungsbedarf der Menschen in den un-
terschiedlichen Lebens- und Arbeitsstadien gerecht 
zu werden, möchte die EU ihre Bildungs- und Aus-
bildungssysteme offener und flexibler gestalten und 

Tab. 4.1:  Absolventinnen und Absolventen in
  Mathematik, Naturwissenschaften und

                  Technik in % aller Fachrichtungen

Mitgliedstaat 2000 2004

Österreich  . . . . . . . . . . . . . 30,1 28,8

Schweden  . . . . . . . . . . . . . 30,6 28,8

Irland  . . . . . . . . . . . . . . . . . 34,5 28,3

Spanien  . . . . . . . . . . . . . . . 25,0 27,9

Griechenland  . . . . . . . . . . . . 27,3

Deutschland  . . . . . . . . . . . 26,6 26,9

Slowakei  . . . . . . . . . . . . . . 20,8 24,1

EU-25  . . . . . . . . . . . . . . . . . 24,8 23,6

Tschechische Republik  . . . 24,4 23,1

Vereinigtes Königreich  . . . 27,9 23,1

Italien  . . . . . . . . . . . . . . . . . 23,1 22,8

Portugal  . . . . . . . . . . . . . . . 18,6 22,1

Litauen  . . . . . . . . . . . . . . . . 26,0 21,9

Dänemark  . . . . . . . . . . . . . . 21,7 19,4

Belgien  . . . . . . . . . . . . . . . . 18,9 19,0

Slowenien  . . . . . . . . . . . . . 22,8 18,7

Estland  . . . . . . . . . . . . . . . . 18,9 16,9

Niederlande  . . . . . . . . . . . . 15,7 16,1

Polen  . . . . . . . . . . . . . . . . . 14,7 14,9

Zypern  . . . . . . . . . . . . . . . . 11,9 13,1

Lettland   . . . . . . . . . . . . . . . 15,9 13,0

Ungarn  . . . . . . . . . . . . . . . . 12,0 10,3

Frankreich . . . . . . . . . . . . . . 30,5 .

Finnland  . . . . . . . . . . . . . . . 28,0 .

Luxemburg  . . . . . . . . . . . . . 14,6 .

Malta  . . . . . . . . . . . . . . . . . 9,3 .

. = kein Wert verfügbar.
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Erwachsene verstärkt an Aus- und Weiterbildungs-

maßnahmen teilnehmen lassen. 

Doch obwohl sich immer mehr Menschen für diese 

Lernform interessieren, hat sich die Idee des Le-

benslangen Lernens bislang nur in den nordeuro-

päischen Mitgliedstaaten durchgesetzt. So nahmen 

in Schweden 2005 mehr als ein Drittel aller Erwach-

senen im erwerbsfähigen Alter an einer Aus- oder 

Weiterbildungsmaßnahme teil. Es folgten das Ver-

einigte Königreich (29,1 %), Dänemark (27,6 %) und 

Finnland (24,8 %). Deutschland wies eine Beteili-

gungsquote von 8,2 % auf und lag damit unter dem 

EU-Durchschnitt von 11,0 %. In vielen Ländern, da-

runter Griechenland, Ungarn und Portugal, spielte 

die Aus- und Weiterbildung bislang eine noch sehr 

geringe Rolle. 

Forschung: Von patenten Ideen 
profitieren

Ob internationales Hochschul-Ranking, die erfolg-

reiche Anwerbung von Spitzenforschern oder die 

Zahl der Nobelpreisträger: Um im globalen Wett-

bewerb mithalten zu können, müssen die europä-

ischen Volkswirtschaften mehr und bessere Res-

sourcen für Forschung und Innovation zur Verfügung 

stellen. Diese Forderung des Lissabonner Gipfels 

wurde vom Europäischen Rat im März 2006 noch-

mals bekräftigt. Daher wollen die EU-Länder in den 

kommenden Jahren attraktivere Bedingungen für 

Wissenschaftler schaffen und die Entwicklung neuer 

Technologien forcieren. Die jährlichen Ausgaben für 

Forschung und Entwicklung (FuE) sollen unter Be-

rücksichtigung der verschiedenen Ausgangspositi-

onen der Mitgliedstaaten als Gesamtziel bis 2010 

mindestens 3 % des BIP erreichen. 
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Bislang ist jedoch wenig 
geschehen: 2004 gaben 
die Länder im Durch-
schnitt 1,9 % des BIP 
für FuE aus – genauso 
viel wie zum Zeitpunkt 
der Lissabon-Beschlüs-
se im Jahr 2000. Kein 
Land hatte die in den 
nationalen Reformpro-
grammen festgelegten 
Zielvorgaben, die teil-
weise unter und teil-
weise über 3 % des BIP 
liegen, erreicht. Schwe-
den und Finnland lagen 
mit 3,7 bzw. 3,5 % an 
der Spitze aller EU-Län-
der. Es folgte Dänemark 
mit 2,6 %. Deutsch-
land gab 2,5 % des BIP aus, bis 2010 sollen es
dem nationalen Reformprogramm zufolge 3 % 
sein.

Das Europäische Patentamt (EPA) verzeichnete 2003 
für Deutschland 1 774 Patente im Hochtechnologie-
bereich. Das waren rund 22 Patente pro Mill. Ein-

wohner. Damit zähl-
te Deutschland neben 
Finnland (58 Patente pro 
Mill. Einwohner), Schwe-
den und dem Vereinigten 
Königreich (je 28 Pa-
tente pro Mill. Einwoh-
ner) sowie den Nieder-
landen (25 Patente pro 
Mill. Einwohner) zu den 
fünf erfindungsreichs-
ten EU-Ländern in die-
sem Sektor. Am unteren 
Ende der Skala lagen mit 
weniger als einem Patent 
pro Mill. Einwohner die 
neuen EU-Mitgliedstaa-
ten Litauen, Polen, Slo-
wakei und die Tsche-
chische Republik. 
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Informationsgesellschaft:
Vernetzt wie nie zuvor

Ob zu Hause, in Bildungsstätten, Forschungseinrich-
tungen, Unternehmen oder Verwaltungen: Überall 
haben die Informations- und Kommunikationstech-
nologien (IKT) in rasantem Tempo gewohnte Abläu-
fe verändert und neue Möglichkeiten der Kommuni-
kation und Koordination geschaffen. Digitale Netze 
verbinden Hersteller und Käufer, Unternehmen und 
Verbraucher, Staat und Bürger und die Menschen 
untereinander. 

2004 wurden in der EU 596 Mrd. Euro für die Aus-
stattung mit IKT ausgegeben, das entsprach ca. 6 % 
des BIP. Deutschland lag bei den Informationstech-
nologien mit Ausgaben in Höhe von 3,1 % des BIP 
im EU-Vergleich auf dem 7., bei den Telekommu-
nikationstechnologien mit 3,1 % des BIP auf dem 
21. Platz. 

Vom Grad der Verbreitung und Nutzung der neuen 
Technologien wird zunehmend auch die Wettbe-
werbsfähigkeit, Innovationskraft und damit die 
Zukunftsfähigkeit eines Landes abhängen. Der Auf-
bau einer erfolgreichen Informationsgesellschaft 
und die Einbeziehung möglichst vieler Bürger in die-
sen Prozess ist deshalb auch ein zentraler Punkt der 
Lissabon-Strategie des Europäischen Rates. 

Mittlerweile ganz alltäglich: Das Internet 

Das Internet ist längst Teil unseres Alltags gewor-
den. Jeder zweite Privathaushalt in der EU-25 ver-
fügte 2005 über einen Netzzugang. Doch während in 
den Niederlanden, Dänemark und Schweden bereits 
über 70 % der Haushalte einen Internetanschluss 
hatten, waren es in der Tschechischen Republik und 
Litauen weniger als 20 %. Deutschland gehörte mit 
einer Haushaltsversorgungsdichte von 62 % zu den 
fünf führenden Ländern in der EU (siehe Abb. 4.6 
auf S. 40). 

Auch bei der Internet-Nutzung waren die Nordeuro-
päer Spitze: Über 70 % der Schweden, Niederlän-
der und Dänen im Alter von 16 bis 74 Jahren surften 
2005 durchschnittlich mindestens einmal pro Woche 
im Internet, in Deutschland waren es 54 %. Im EU-
Durchschnitt gingen 43 % der EU-Bürger regelmäßig 
online (siehe Abb. 4.7 auf S. 41). 

Bei der Internetnutzung spielten das Alter und die 
soziale Stellung eine wichtige Rolle: Im EU-Durch-
schnitt nutzten 68 % der Jugendlichen im Alter von 
16 bis 24 Jahren 2005 regelmäßig das Internet. 
Mit zunehmendem Alter sank dieser Anteil: In der 
Gruppe der 65- bis 74-Jährigen ging nur noch jeder 
Zehnte regelmäßig online. In Deutschland lag der 
Beteiligungsgrad zwar in allen Altersgruppen über 
dem EU-Durchschnitt, es ergab sich jedoch die glei-
che altersbedingte Abstufung.

Unterschieden nach Berufsstatus wurde das Inter-
net EU-weit von Studierenden am intensivsten 
genutzt: 2005 gingen 78 % von ihnen regelmäßig 
ins Netz. Von den abhängig Erwerbstätigen waren 
es noch 55 %, von den Arbeitslosen nur 32 %. In 
Deutschland lag die Quote der regelmäßigen Nutzer 
in allen Gruppen höher (Studierende: 88 %, abhän-
gig Erwerbstätige: 64 %, Arbeitslose: 45 %). Einen 
vergleichsweise noch deutlich höheren Zugang zur 
Netzwelt hatten die Menschen in den Niederlanden, 
wo beispielsweise 87 % der Arbeitslosen regelmä-
ßig online waren.

Aus dem Wirtschaftsleben war das Internet ebenfalls 
nicht mehr wegzudenken: 2005 verfügten in der EU 
91 % der Unternehmen mit mehr als zehn Beschäf-
tigten über einen Netzzugang. Finnland und Däne-
mark näherten sich dabei bereits der 100 %-Marke. 
In Deutschland waren 94 % aller Unternehmen mit 
mehr als zehn Beschäftigten an das Internet ange-
schlossen, in Lettland als hier rangletztem EU-Mit-
gliedstaat drei von vier Unternehmen. 
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Mit Hilfe des Internets können Firmen Unterneh-
mensprozesse vereinfachen, effizienter gestalten 
und sich neue Vertriebswege erschließen: So gingen 
2004 EU-weit in 12 % der Unternehmen Bestellun-
gen online ein. Führend war Dänemark, wo bereits 
32 % der Firmen auf diesem Weg Aufträge erhielten. 
Deutschland lag mit 16 % an 6. Stelle. 

Auch die deutschen Verbraucher zeigten sich den 
neuen virtuellen Einkaufsmöglichkeiten gegenüber 
aufgeschlossen: Jeder Dritte zwischen 16 und 74 Jah-
ren kaufte im 1. Quartal 2005 online ein. Noch kauf-
freudiger waren mit jeweils 36 % nur die Verbraucher 

in Schweden und im Vereinigten Königreich. EU-weit 
bestellten 18 % der Verbraucher Waren und Dienst-
leistungen über das Internet. Wenig verbreitet war 
diese Kaufform in den südeuropäischen und den 
neuen EU-Mitgliedsländern. 

Zu den am meisten nachgefragten Waren und Dienst-
leistungen im Online-Handel gehörten 2005 Bücher, 
Reisedienstleistungen, Kleidung und Filme.

e-Government: Behördengänge rund um die Uhr 

Am Computer sitzen, statt in Ämtern Schlange ste-
hen – moderne Informations- und Kommunikati-
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Abb. 4.6: Unternehmen und Haushalte mit Internetzugang 2005
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onstechnologien bieten 
Bürgern und Unterneh-
men die Möglichkeit, Be-
hördengänge schnell und 
kostengünstig über das 
Internet abzuwickeln. Um 
diese Vorteile verstärkt 
zu nutzen, haben die Re-
gierungen der EU-Länder 
in Lissabon beschlossen, 
in einem ersten Schritt 20 
zuvor bestimmte Behör-
den-Dienstleistungen 
über das Internet anzu-
bieten. Dazu gehören 
u. a. die elektronische 
Einkommensteuererklä-
rung und die Möglichkeit 
für Unternehmen, sich 
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online an öffentlichen Ausschreibungen zu betei-
ligen. 

Am stärksten verbreitet hat sich die Idee des elek-
tronischen Behördenganges bislang in Österreich,
Estland und Malta: Hier konnten 2006 von den 20 
grundlegenden öffentlichen Diensten bereits min-
destens drei Viertel vollständig über das Internet 
abgewickelt werden. In Deutschland ließen sich im 
Jahr 2006 von den 20 grundlegenden öffentlichen 

Dienstleistungen knapp die Hälfte über das Internet 
erledigen. Das Angebot war damit schlechter als im 
EU-Durchschnitt. 

Das Interesse auf der Nachfrageseite in der EU war 
ebenfalls noch begrenzt: So nutzten 2005 nur 23 % 
der Privatpersonen im Alter von 16 bis 74 Jahren das 
Internet zur Interaktion mit Behörden, von den Un-
ternehmen waren es 57 %. 

Abb. 4.9: e-Government 2006
Online-Verfügbarkeit von 20 wichtigen Behördendienstleistungen

EU-25: 50 %
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eSTATISTIK.core: Beitrag zum Bürokratieabbau

Unternehmen in Deutschland unterliegen der statistischen Meldepflicht. Die Statistischen Ämter des Bundes und der 
Länder haben in Zusammenarbeit mit der Arbeitsgemeinschaft für wirtschaftliche Verwaltung e. V. (AWV) und Soft-
wareherstellern ein System der automatisierten Datengewinnung entwickelt: Mit Hilfe von „eSTATISTIK.core“ können 
Firmen Daten, die sie an die amtliche Statistik melden müssen, automatisch aus ihrem betrieblichen Rechnungswe-
sen gewinnen und in elektronischer Form an die Statistischen Ämter übermitteln. Auf diese Weise werden die Unter-
nehmen entlastet, da sie nicht mehr manuell oder auf ausgedruckten Internetformularen ihre Eintragungen vornehmen 
müssen. Gleichzeitig werden Übertragungsfehler vermieden und durch das einheitliche Format der übermittelten Daten 
weitere Effizienzgewinne im statistischen System erzielt.
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5 Arbeitsmarkt

Beschäftigung: Kaum Bewegung auf 
dem Arbeitsmarkt

Den Wohlstand mehren und gleichzeitig den sozialen 
Zusammenhalt sichern: Das ist eines der Kernan-
liegen der EU. Um die Erwerbslosigkeit zu senken 
und die langfristige Tragfähigkeit der Sozialschutz-
systeme zu stärken, haben sich die EU-Staaten auf 
dem Ratsgipfel in Lissabon im Jahr 2000 vorgenom-
men, die Erwerbstätigenquote bis 2005 auf 67 % 
und bis 2010 auf 70 % zu steigern. Beschäftigungs-
förderung zählt auch in der erneuerten Lissabon-
Strategie des Jahres 2005 zu den vier prioritären 
Aktionsbereichen der EU und wurde in den natio-
nalen Reformprogrammen der Mitgliedstaaten mit-
berücksichtigt.

Die Zielmarke hat die EU bislang nicht erreicht. 
Seit 2002 lag das jährliche Beschäftigungs-
wachstum im EU-Durchschnitt unter einem Pro-
zent. 2005 erreichte es mit 0,9 % ein vorläufiges 
Hoch. Die größten Zuwächse verzeichneten 2005 

im Vergleich zum Vorjahr Irland und Spanien mit 
4,6 bzw. 3,6 %. Ohne Beschäftigungszuwachs 
blieben die Niederlande, Portugal und Ungarn 
(je 0 %) sowie Deutschland (– 0,2 %).

Insgesamt verfehlten 16 EU-Länder das bis 2005 
vereinbarte Beschäftigungsziel von 67 %. Am deut-
lichsten unter dieser Marke blieben Polen (52,8 %), 
Malta (53,9 %) und Ungarn (56,9 %). In Deutschland 
waren 65,4 % erwerbstätig – der EU-Durchschnitt be-
trug 63,8 %. In Dänemark, den Niederlanden, Schwe-
den und dem Vereinigten Königreich lag die Quote 
bereits über 70 %.

Perspektiven: Frauen und Fünfzig + 
gefragt 

In den kommenden Jahrzehnten wird sich die Be-
völkerungsstruktur verändern. Bei sinkenden Ge-
burtenraten und gleichzeitig steigender Lebenser-
wartung wird die absolute Zahl der Menschen im 
Erwerbsalter ab- und die der Renten- und Pflegeleis-
tungsempfänger zunehmen. Dadurch entsteht ein 
enormer Druck auf die Alters-, Gesundheits- und So-

Begriffsdefinitionen

Erwerbstätige sind Personen von 15 bis 64 Jahren, die in der statistischen Berichtswoche mindestens eine Stunde 
lang gegen Entgelt zur Gewinnerzielung oder Mehrung des Familieneinkommens gearbeitet haben oder aber einen 
Arbeitsplatz hatten, von dem sie vorübergehend abwesend waren aufgrund von Krankheit, Urlaub, Streik oder Wei-
terbildung.

Erwerbslose sind Personen von 15 bis 64 Jahren, die in der statistischen Berichtswoche ohne Arbeit waren, für eine 
Arbeit sofort zur Verfügung standen sowie in den vergangenen vier Wochen aktiv auf Arbeitssuche waren oder eine Ar-
beit gefunden hatten, die sie innerhalb der nächsten drei Monate aufnehmen würden.

Zu den Erwerbspersonen bzw. zur Erwerbsbevölkerung zählen alle Erwerbstätigen und Erwerbslosen.

Die Erwerbstätigenquote bezeichnet die Erwerbstätigen als Anteil an der Gesamtbevölkerung der gleichen Alters-
gruppe.

Die Erwerbsquote entspricht dem Anteil der Erwerbspersonen an der Gesamtbevölkerung der gleichen Altersgruppe.

Die Erwerbslosenquote ist der Anteil der Erwerbslosen an der Erwerbsbevölkerung der gleichen Altersgruppe. Die 
Erwerbslosenquote, auf die in diesem Band ausschließlich Bezug genommen wird, ist nicht vergleichbar mit der in 
Deutschland von der Bundesagentur für Arbeit (BA) monatlich veröffentlichten Arbeitslosenquote.
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Abb. 5.1: Jährliche Veränderung der Erwerbstätigenzahl
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zialversicherungssysteme. Um dieser Entwicklung 
zu begegnen, wollen die Regierungen der EU-Staa-
ten verstärkt ihre Arbeitskräftereserven mobilisieren 
und künftig zum einen mehr Frauen und zum ande-
ren mehr ältere Menschen ins Berufsleben integrie-
ren. Die europäische Idee von Lissabon war, die Er-
werbstätigenquote bei den Frauen bis 2005 auf 57 % 

und bis 2010 auf 60 % zu 
erhöhen, bei den älteren 
Menschen von 55 bis 64 
Jahren bis 2010 auf 50 %. 
Deutschland hat die Ziel-
marke für 2010 auch in 
sein Nationales Reform-
programm 2005 – 2008 
übernommen.

Bei den älteren Erwerbs-
tätigen hatten acht Län-
der von 25 eine Erwerbs-
tätigenquote von mehr 
als 50 %. Absoluter Spit-
zenreiter war Schwe-
den mit 69,4 %, gefolgt 
von Dänemark (59,5 %) 
und dem Vereinigten 
Königreich (56,9 %). 
Der EU-Durchschnitt lag 
bei 42,5 % und damit 
rund sechs Prozent-
punkte höher als noch 

im Jahr 2000. In Deutschland waren 2005 
45,4 % der 55- bis 64-Jährigen erwerbstä-
tig – rund acht Prozentpunkte mehr als noch
im Jahr 2000. Vergleichsweise gering waren die 
entsprechenden Anteile 2005 u. a. noch in Polen 
(27,2 %), der Slowakei (30,3 %) und Slowenien 
(30,7 %). 
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Abb. 5.3: Erwerbstätigenquote älterer Menschen 2005
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Gemeinsame Arbeitskräfteerhebung der EU (Labour Force Survey)

Bei der Auswertung von Arbeitsmarktdaten stützt sich Eurostat, mit Ausnahme der Angaben zum Beschäftigungszu-
wachs, auf die so genannte Gemeinsame Arbeitskräfteerhebung der EU (EU-AKE). Die EU-AKE ist eine umfassende vier-
teljährliche EU-weite Stichprobenerhebung bei Privathaushalten, die nach einheitlichen Definitionen der Internationalen 
Arbeitsorganisation (ILO) durchgeführt wird. Im Rahmen der Erhebung werden international vergleichbare demogra-
phische, soziale und wirtschaftliche Merkmale für Erwerbstätige, Erwerbslose und Nichterwerbspersonen ermittelt. 
In Deutschland ist die EU-AKE im Mikrozensus integriert. Wie Untersuchungen zeigten, werden in dieser Haushaltsbe-
fragung die so genannten marginalen Beschäftigungen, wie z. B. die geringfügig entlohnten Beschäftigungen (Mini-
jobs), untererfasst, was bei der Interpretation der Daten berücksichtigt werden muss.
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Auch Frauen beteiligten sich immer stärker am Be-

rufsleben. Ihre Erwerbstätigenquote stieg in der EU 

zwischen 2000 und 2005 von 53,6 auf 56,3 %. Das 

Zwischenziel von 57 % bis 2005 wurde damit nicht 

ganz erreicht. Die höchsten Quoten verzeichneten 

Dänemark (71,9 %), Schweden (70,4 %) und Finn-

land (66,5 %). In Deutschland waren im Jahr 2005 

59,6 % der Frauen erwerbstätig (2000: 58,1 %), so 

dass bei Fortsetzung des Quotenanstiegs der letz-

ten Jahre das Lissabon-Ziel von 60 % bald erreicht 

sein dürfte. Polen, Griechenland, Italien und Malta 

verzeichneten hingegen weiterhin Frauenerwerbstä-

tigenquoten von unter 50 %.

Ein Drittel (32,4 %) aller berufstätigen Frauen in 

der EU ging 2005 einer Teilzeitbeschäftigung nach

– unter den Männern waren es nur 7,4 %. Am wei-

testen verbreitet war die verkürzte Wochenarbeits-

zeit in den Niederlanden, wo drei Viertel der Frauen 

(75,1 %) und knapp ein Viertel der Männer (22,6 %) 

in Teilzeit arbeiteten. Auch in Deutschland gab es 

vergleichsweise viele Teilzeit-Jobs: Hier arbeiteten 

43,8 % der Frauen und knapp 7,8 % der Männer ver-

kürzt. Hauptgründe dafür waren vor allem persön-

liche bzw. familiäre Umstände bzw. der Mangel an 

Vollzeitarbeitsplätzen. Der Europäische Rat billigte 

im März 2006 den Europäischen Pakt für Gleichstel-

lung, um die Vereinbarkeit von Berufsleben und Pri-

vatleben zu verbessern, und erklärte, dass die Ver-

fügbarkeit qualitativ hochwertiger Kinderbetreuung 

verbessert werden sollte.
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Arbeitsbedingungen: Was Arbeit 
kostet

In der EU arbeiteten Vollzeitbeschäftigte 2005 durch-

schnittlich 42 Stunden (h) pro Woche. Die meiste 

Zeit am Arbeitsplatz verbrachten die Beschäftigten 

in Griechenland und Österreich: mehr als 44 Stun-

den pro Woche. In Deutschland wurde mit 41,6 Wo-

chenstunden weniger als in 10 anderen Mitglieds-

ländern gearbeitet: In Polen waren es z. B. 43,3, im 

Vereinigten Königreich 43,2 und in Slowenien 42,9 

Stunden. Weniger als im EU-Durchschnitt wurde 

u. a. in Irland (40,6 h), Finnland (40,5 h) und Däne-

mark (40,4 h) gearbeitet. Unter 40 Wochenstunden 

blieben mit 39,5 Stunden nur die Beschäftigten in 

Litauen. 

Drastische Unterschiede gab es bei den Arbeits-

kosten: Nach vorläufigen Schätzungen waren diese 

2004 in Dänemark und Schweden (2003) mit etwas 

mehr als 30 Euro pro Stunde im Produzierenden Ge-

werbe und Dienstleistungssektor (ohne öffentliche 

Verwaltung, Verteidigung und Sozialversicherung) 

am höchsten. In Deutschland kostete eine Stunde 

im gleichen Jahr 26,22 Euro, in den neuen mittel- 

und osteuropäischen Mitgliedstaaten unter 10 Euro, 

außer in Slowenien (2003:10,54 Euro). Am günstigs-

ten war die Arbeit in Lettland: Mit 2,37 Euro je Stun-

de (2003) betrugen die Kosten dort im Vergleich zu 

Dänemark nur ein Dreizehntel. Der EU-Durchschnitt 

lag bei 21,22 Euro.

In einigen Ländern waren befristete Arbeitsverhält-
nisse relativ stark verbreitet, so z. B. in Spanien und 
Polen, wo 2005 rund jeder dritte bzw. jeder vierte 
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Arbeitnehmer einen Zeitvertrag hatte. Deutschland 
lag mit 13,8 % leicht unter dem EU-Durchschnitt 
von 14,2 %. Kaum verbreitet war diese Vertrags-
regelung hingegen u. a. in Estland (3,2 %) und 
Irland (2,5 %). 

Erwerbslosigkeit: Nicht genügend 
Jobs für alle 

Erwerbslosigkeit ist nicht nur für die Betroffenen oft-

mals ein schwerwiegendes Problem, auch für die Ge-

sellschaft stellt sie nicht zuletzt aufgrund der erheb-

lichen Kosten eine große Herausforderung dar. 

In der EU waren 2005 8,8 % der Erwerbsbevölkerung 

bzw. rund 19,1 Mill. Menschen ohne Job. Nicht alle 

Länder waren dabei gleichermaßen von Erwerbslo-

sigkeit betroffen: Niedrige Erwerbslosenquoten von 

unter 5 % verzeichneten Irland, Luxemburg, das Ver-

einigte Königreich, die Niederlande und Dänemark. 

In Deutschland lag die Quote mit 9,5 % rund doppelt 

so hoch. Nur Polen (17,7 %), die Slowakei (16,3 %), 

Griechenland (9,8 %) und Frankreich (9,7 %) waren 
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Anteil an der Erwerbsbevölkerung
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noch stärker als Deutschland von Erwerbslosigkeit 
betroffen.

Problematisch war, dass EU-weit 2005 fast jeder 
zweite Erwerbslose langzeiterwerbslos war, also be-
reits länger als ein Jahr ohne Job. Besonders stark 
davon betroffen waren die Slowakei und Polen, 
wo die Langzeiterwerbslosenquote jeweils über 
10 % lag. Deutschland folgte mit einer Quote von 
5,0 % zusammen mit Griechenland (5,1 %) zwar mit
großem Abstand, lag aber an viertletzter Stelle der 25 
Mitgliedstaaten. Die geringsten Langzeiterwerbslo-
senquoten wiesen das Vereinigte Königreich (1,0 %) 
und Dänemark (1,1 %) auf. 

Die Chance, einen Job zu finden, hängt u. a. vom Bil-
dungsstand, Geschlecht und Alter ab. Generell sind 
Personen mit einem Fach- oder Hochschulabschluss 
weit weniger von Erwerbslosigkeit bedroht als Per-
sonen mit einem niedrigen Bildungsabschluss. So 
waren 2005 in Deutschland 5,8 % der Akademiker 
ohne Job, aber 11,5 % der Personen mit Sekundar-
II-Abschluss und 19,0 % der Personen mit maximal 
Sekundar-I-Abschluss. Diese Abstufung ließ sich in 
allen EU-Staaten außer Griechenland beobachten. 

In den meisten Ländern sahen sich Frauen stärker 
als Männer von Erwerbslosigkeit betroffen: So auch 
in Deutschland, wo die Erwerbslosenquote der Män-
ner 2005 bei 8,9 % und die der Frauen bei 10,3 % 
lag (EU-25: Männer: 7,9 %, Frauen: 9,9 %). Dieses 
Geschlechter-Ungleichgewicht ließ sich jedoch nicht 
in allen Ländern beobachten: In Irland, Lettland, 
Schweden und dem Vereinigten Königreich hatten 
die Männer größere Schwierigkeiten als die Frau-
en, eine Arbeit zu finden. Am deutlichsten war der 
Unterschied in Estland, wo die Erwerbslosenquo-
te der Männer bei 8,8 % lag und die der Frauen bei 
7,1 %.

In besonderem Maße von Erwerbslosigkeit bedroht 
waren auch Jugendliche. In vielen EU-Ländern ge-

staltet sich der Übergang von der Schule ins Arbeits-
leben äußerst problematisch. Schwierig war die
Situation 2005 vor allem in Polen und der Slowakei, 
wo die Erwerbslosenquoten der Personen unter
25 Jahren 36,9 bzw. 30,1 % betrugen. In Deutsch-
land lag die Quote im gleichen Zeitraum bei 15,0 %
und damit unter dem EU-Durchschnitt von 18,6 %, 
was allerdings auch auf längere Ausbildungszeiten 
Jugendlicher in Deutschland zurückzuführen ist. Am 
günstigsten war die Situation in den Niederlanden, 
wo die Erwerbslosenquote der unter 25-Jährigen 
nur 8,2 % betrug. 

Tab. 5.1:  Erwerbslosenquote nach Geschlecht 2005
Anteil der Erwerbslosen an der Erwerbs-

                  bevölkerung des gleichen Geschlechts in %

Männer Frauen

Polen  . . . . . . . . . . . . . . . . . 16,6 19,1

Slowakei  . . . . . . . . . . . . . . 15,5 17,2

Griechenland  . . . . . . . . . . . 6,1 15,3

Spanien  . . . . . . . . . . . . . . . 7,0 12,2

Frankreich  . . . . . . . . . . . . . 8,8 10,8

Deutschland  . . . . . . . . . . . 8,9 10,3

Italien  . . . . . . . . . . . . . . . . . 6,2 10,1

EU-25  . . . . . . . . . . . . . . . . . 7,9 9,9

Tschechische Republik  . . . 6,5 9,8

Belgien  . . . . . . . . . . . . . . . . 7,6 9,5

Malta  . . . . . . . . . . . . . . . . . 6,5 9,0

Lettland  . . . . . . . . . . . . . . . 9,1 8,7

Portugal  . . . . . . . . . . . . . . . 6,7 8,7

Finnland  . . . . . . . . . . . . . . . 8,2 8,6

Litauen  . . . . . . . . . . . . . . . . 8,2 8,3

Schweden  . . . . . . . . . . . . . 7,9 7,7

Ungarn  . . . . . . . . . . . . . . . . 7,0 7,4

Estland  . . . . . . . . . . . . . . . . 8,8 7,1

Slowenien  . . . . . . . . . . . . . 6,1 7,0

Zypern  . . . . . . . . . . . . . . . . 4,3 6,5

Luxemburg   . . . . . . . . . . . . 3,5 5,9

Österreich  . . . . . . . . . . . . . 4,9 5,5

Dänemark . . . . . . . . . . . . . . 4,4 5,3

Niederlande  . . . . . . . . . . . . 4,4 5,1

Vereinigtes Königreich  . . . 5,1 4,3

Irland  . . . . . . . . . . . . . . . . . 4,6 4,0
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Der Europäische Rat betonte im März 2006 die drin-
gende Notwendigkeit, die Situation junger Menschen 
auf dem Arbeitsmarkt zu verbessern: Z. B. sollen im 

Einklang mit dem Ziel 2010 mindestens 85 % der 
22-Jährigen in der EU eine Ausbildung im Sekundar-
bereich II absolviert haben (siehe Kapitel Bildung).
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Abb. 5.7: Jugenderwerbslosenquote 2005
Anteil der Erwerbslosen unter 25 Jahren an der Erwerbsbevölkerung der gleichen Altersgruppe
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6 Wirtschaft und Finanzen

Wirtschaftsleistung: Streben nach 
Wachstum und Wohlstand 

Die Förderung von Wachstum und Wohlstand gehört 
zu den wichtigsten Zielen der EU. Auch in der erwei-
terten Lissabon-Strategie von 2005 haben die Re-
gierungen der EU-Staaten die Förderung von dauer-
haftem und nachhaltigem Wirtschaftswachstum zu 
einem ihrer Kernanliegen erklärt. 

Insgesamt hat der Wohlstand in der EU im letzten 
Jahrzehnt zugenommen: Erreichten die 25 EU-Län-
der 1995 zusammen ein BIP von 6,9 Billionen Euro, 
waren es 2005 bereits 8,7 Billionen Euro (zu kon-
stanten Preisen von 1995). Damit lag die EU-25 vor 
den Vereinigten Staaten von Amerika, die im selben 
Jahr 7,8 Billionen Euro erwirtschafteten. 

Rund ein Viertel des EU-
25-BIP von 2005 (2,2 
Billionen Euro) wurde in 
Deutschland erwirtschaf-
tet. Unter Berücksichti-
gung der Bevölkerungs-
größe und der Kaufkraft 
lag die deutsche Wirt-
schaftsleistung im Län-
dervergleich jedoch nur 
an zehnter Stelle. Das 
wohlhabendste EU-Land 
war Luxemburg, das ge-
messen am BIP pro Kopf 
in Kaufkraftstandards 
das EU-Niveau um mehr 
als das Doppelte über-
traf. An zweiter Stelle 
stand Irland, das bei sei-
nem Beitritt zur Staaten-
gemeinschaft 1973 zu 
den wirtschaftlich ärms-
ten Mitgliedsländern ge-

hörte. Deutschland lag ebenfalls über dem EU-Durch-
schnitt. 

Die Wirtschaftsleistung in fast allen 2004 beigetre-
tenen Mitgliedstaaten betrug weniger als 75 % des 
EU-25-Durchschnitts. Ein Blick auf die Wachstums-
raten zeigt jedoch, dass die neuen Mitgliedslän-
der aufholen: So erhöhte sich das reale BIP in Est-
land 2005 im Vergleich zum Vorjahr um 9,8 %, das 
von Lettland um 10,2 %. Deutschland lag mit einer 
Wachstumsrate von 0,9 % an drittletzter Stelle aller 
EU-Mitgliedsländer, vor Portugal (0,4 %) und Italien 
(0,0 %). Das durchschnittliche Wachstum in der EU-
25 betrug 1,7 % und fiel damit schwächer als im Vor-
jahr aus (2,3 %). 

Ein Indikator, der das BIP nicht in Relation zur Ge-
samtbevölkerung setzt, sondern in Beziehung zu 
denjenigen, die es tatsächlich erwirtschaften, ist das 
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BIP je Beschäftigten in KKS. Diese Größe lässt Rück-
schlüsse auf die Wirtschaftsleistung der Erwerbstä-
tigen bzw. die Arbeitsproduktivität zu.

In Deutschland lag im Jahr 2005 die Arbeitsproduk-
tivität mit einem Wert von 101,5 knapp über dem 
EU-25-Durchschnitt (EU-25=100). Damit befand sich 

Deutschland im EU-Ver-
gleich im Mittelfeld auf 
dem zwölften Platz. Spit-
zenreiter mit einer um 
mehr als 60 % höheren 
Arbeitsproduktivität 
als im EU-25-Mittel war 
Luxemburg. Mit deut-
lichem Abstand folgten 
Belgien (+ 28 %) und Ir-
land (+ 27 %). In allen 
zehn neuen EU-Mitglied-
staaten lag die Arbeits-
produktivität unter dem 
EU-Durchschnitt. Am nie-
drigsten war sie in den 
drei baltischen Staaten, 
wo die Produktionsleis-
tung je Beschäftigten 
nur etwa die Hälfte des 
EU-25-Durchschnitts er-
reichte (siehe Abb. 6.3 
auf S. 56).

BIP pro Kopf in KKS

Das BIP (Bruttoinlandsprodukt) ist ein Indikator für die wirtschaftliche Leistung eines Landes. Es ist gleich dem Wert 
aller Waren und Dienstleistungen, die im Inland produziert wurden, abzüglich der bei der Produktion verbrauchten 
Güter (Entstehung des BIP), bzw. gleich dem Wert aller Waren und Dienstleistungen, die entweder konsumiert, inves-
tiert, auf Lager gelegt oder exportiert wurden, abzüglich des Wertes importierter Waren und Dienstleistungen (Ver-
wendung des BIP).

Bevor man jedoch Vergleiche über das BIP in den EU-Ländern anstellen kann, müssen die bestehenden Preisniveauun-
terschiede bereinigt werden (siehe hierzu auch das Kapitel „Lebensverhältnisse“). Dies geschieht durch Ermittlung von 
Preisen für einen vergleichbaren und repräsentativen Korb von Waren und Dienstleistungen in den einzelnen EU-Ländern. 
Diese Preise werden dann in einer gemeinsamen künstlichen Währung angegeben, die als „Kaufkraftstandard“ (KKS) 
bezeichnet wird. Mit Hilfe des „BIP pro Kopf in KKS“, das neben den Preisniveauunterschieden auch noch die Bevöl-
kerungsgröße eines Landes berücksichtigt, wird häufig der Lebensstandard der Staaten miteinander verglichen.
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Investitionen: Auf Zukunft angelegt

Von großer Bedeutung für den wirtschaftlichen Erfolg 
und die Innovationsfähigkeit einer Volkswirtschaft 
ist die Investitionstätigkeit, wozu u. a. der Neuer-
werb von Ausrüstungen, Bauten, Software und Ur-
heberrechten gerechnet wird.

Bei den Investitionen der öffentlichen Hand ge-
hörte Deutschland 2005 mit einer Investitionsquo-
te von 1,3 % des BIP neben Österreich (1,1 %) zu 
den Schlusslichtern der EU. Dänemark und Belgien 
investierten mit 1,8 % ebenfalls weniger als 2 % des 
BIP. Die höchsten Quoten erreichten Malta (5,5 %), 
Luxemburg (4,7 %) und die Tschechische Republik 
(4,6 %). Der EU-Durchschnitt lag bei 2,4 %.

Bei den inländischen Unternehmensinvestitionen 

(Investitionen finanzieller und nichtfinanzieller Ka-

pitalgesellschaften und unternehmerisch tätiger Ein-

zelpersonen) wiesen 

zwei der zehn neuen 

EU-Mitgl iedstaaten 

2004 die höchsten In-

vestitionsquoten auf: 

In Estland betrug die 

Quote 28,4 % und in 

Lettland 25,5 % des 

BIP. Die Unternehmen 

in Deutschland inves-

tierten Kapital in Höhe 

von 16,0 % des BIP und 

damit rund einen Pro-

zentpunkt weniger als 

im EU-Durchschnitt. Am 

geringsten waren die 

Investitionsquoten der 

Unternehmen in Schwe-

den (13,0 %) und Polen 

(14,6 %). 

Direktinvestitionen fließen vor allem in EU-Nach-
barländer

Kapital wird in der zunehmend integrierten Welt-
wirtschaft immer mobiler. Auf der Suche nach einer 
gewinnbringenden Geldanlage werden Investoren 
mittlerweile rund um den Globus aktiv. Die Höhe 
der grenzüberschreitenden Direktinvestitionen gilt 
dabei als wichtiger Indikator für den Globalisierungs-
grad einer Volkswirtschaft. Eine Direktinvestition 
liegt vor, wenn der Investor mindestens 10 % des 
Aktienkapitals eines ausländischen Unternehmens 
erwirbt. 

Grenzüberschreitende Direktinvestitionsströme und 
-bestände sind nicht leicht zu erfassen. So erschwe-
ren z. B. unternehmensinterne Kapitaltransaktionen 
zwischen Mutter- und ausländischen Tochtergesell-
schaften die Interpretation der statistisch ausgewie-
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senen Daten. In den Direktinvestitionsbeständen 
schlagen sich z. B. auch rein finanzielle Kapitalver-
flechtungen nieder. Für die im Folgenden betrachte-
ten Direktinvestitionsbestände im Jahr 2004 waren 
zudem für einige EU-Länder nur Daten aus dem Jahr 
2003, für andere gar keine Daten verfügbar. 

Der größte Kapitalempfänger unter den EU-Staaten, 
für die Daten vorlagen, war gemessen am BIP Luxem-
burg (2003). Dort beliefen sich die Direktinvestiti-
onsbestände auf 129 % des BIP. Es folgten Irland 
(116 %) und Estland (82 %). Schlusslicht war Grie-
chenland mit einem Bestand an ausländischen Di-
rektinvestitionen im Inland in Höhe von 11 % des BIP 
(2003). Deutschland wies einen Direktinvestitions-

bestand in Höhe von 25 % des BIP (2003) auf. Ge-
messen in monetären Werten war Deutschland al-
lerdings das bedeutendste Anlageland in der EU-25: 
Der akkumulierte Bestand an Direktinvestitionen be-
trug 530,7 Mrd. Euro. Attraktiv für Investoren waren 
auch das Vereinigte Königreich (519,9 Mrd. Euro) 
und Frankreich (430,4 Mrd. Euro). 

In allen Ländern, außer dem Vereinigten Königreich, 
kam der Großteil der grenzüberschreitenden Direkt-
investitionen aus einem anderen EU-Land. So auch 
in Deutschland, wo von insgesamt 530,7 Mrd. Euro 
143,2 Mrd. Euro aus Nicht-EU-Ländern, aber 387,5 
Mrd. Euro aus einem der anderen EU-Länder stamm-
ten (2003). Das entsprach einem Anteil von 73 %. 
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Auch in den neuen mittel- und osteuropäischen Mit-
gliedstaaten kam der Großteil der Direktinvestitions-
bestände aus der EU: In der Slowakei z. B. legten
Investoren aus Nicht-EU-Ländern 1,1 Mrd. Euro 
an, aus den EU-Ländern hingegen 10,4 Mrd. Euro 
(90 %).

Bedeutendster Kapitalanleger im Ausland unter den 
EU-Staaten waren gemessen am BIP die Niederlande, 
die 2004 Direktinvestitionsbestände im Ausland in 

Höhe von 91 % des BIP verzeichne-
ten. Damit lagen die Niederlande vor 
dem Vereinigten Königreich (54 % 
des BIP). In Deutschland betrug der 
Anteil 27 % des BIP (2003).

Gemessen in Euro führte das Verei-
nigte Königreich die Liste an: Seine 
Direktinvestitionsbestände im Aus-
land beliefen sich auf 931,6 Mrd. 
Euro. Die grenzüberschreitenden An-
lagen der Investoren aus Frankreich 
betrugen 599,7 Mrd. Euro. Deutsch-
land folgte mit 588,6 Mrd. Euro 
(2003). Die neuen mittel- und ost-
europäischen Mitgliedstaaten inves-
tierten im EU-Vergleich noch relativ 
wenig im Ausland. Die gesamten Di-
rektinvestitionsbestände Lettlands 
im Ausland betrugen 2004 beispiels-
weise nur 0,2 Mrd. Euro (1,5 % des 
BIP).

Wie bei den ausländischen Direktin-
vestitionen im Inland waren auch bei 
den Direktinvestitionen im Ausland 
die EU-Länder das bevorzugte Anla-
geziel: So umfassten die deutschen 
Direktinvestitionsbestände im Aus-
land 588,6 Mrd. Euro, wovon 61 % 
oder 358,7 Mrd. Euro auf die EU-Län-
der entfielen (2003). 

Investitionsverflechtungen mit Drittländern spielten 
für die EU-Mitgliedstaaten somit eine vergleichswei-
se geringe Rolle. Größter auswärtiger Investor in der 
EU-25 waren 2003 die Vereinigten Staaten von Ame-
rika, deren Bestände sich auf 772,7 Mrd. Euro belie-
fen. Im Gegenzug betrugen die Bestände von EU-An-
legern in den Vereinigten Staaten 731,3 Mrd. Euro, 
womit diese das wichtigste Zielland für Direktinves-
titionen außerhalb der EU-25 waren. 

Tab. 6.1: Ausländische Direktinvestitionsbestände 2004 1)

Mitgliedstaaten

Im Inland Im Ausland

Mrd. EUR
darunter aus 

der EU-25 
in %

Mrd. EUR
darunter in 
der EU-25 

in %

Dänemark 2) . . . . . . . . . . . . 70,3 55,5 72,6 55,0

Deutschland 2)  . . . . . . . . . 530,7 73,0 588,6 60,9

Estland  . . . . . . . . . . . . . . . 7,4 85,2 1,0 92,4

Finnland  . . . . . . . . . . . . . . 40,1 90,6 59,1 72,9

Frankreich . . . . . . . . . . . . . 430,4 74,1 599,7 62,4

Griechenland 2) . . . . . . . . . 17,8 82,2 9,8 56,2

Irland  . . . . . . . . . . . . . . . . 171,8 71,5 77,1 60,5

Italien  . . . . . . . . . . . . . . . . 162,0 72,1 205,9 75,0

Lettland . . . . . . . . . . . . . . . 3,4 66,0 0,2 41,1

Litauen  . . . . . . . . . . . . . . . 4,7 76,3 0,3 71,9

Niederlande   . . . . . . . . . . 358,8 59,6 443,6 54,5

Österreich 2)  . . . . . . . . . . . 42,6 72,5 44,3 63,0

Polen  . . . . . . . . . . . . . . . . 62,6 85,5 2,4 56,3

Slowakei  . . . . . . . . . . . . . 11,6 90,2 0,4 77,9

Slowenien  . . . . . . . . . . . . 5,6 74,0 2,2 30,5

Spanien  . . . . . . . . . . . . . . 279,4 72,0 267,8 52,1

Tschechische Republik  . . 41,4 87,8 2,9 71,4

Ungarn  . . . . . . . . . . . . . . . 45,2 68,8 4,3 60,8

Vereinigtes Königreich  . . 519,9 45,5 931,6 53,0

Zypern  . . . . . . . . . . . . . . . 6,3 51,4 – 2,1 –

____________

1) Für Belgien, Luxemburg, Malta, Portugal und Schweden liegen keine Werte vor. 

2) 2003.
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Internationaler Warenhandel: 
Güterströme grenzenlos 

Die EU-25 ist zu jeweils rund einem Fünftel am Welt-
import und Weltexport beteiligt. Damit stellte sie 
gemessen am Außenhandelsumsatz, der die Im-
porte plus die Exporte umfasst, den weltweit größ-
ten Handelsakteur dar – vor den Vereinigten Staa-
ten von Amerika. 

Insgesamt wurden aus der EU-25 2005 Waren im 
Wert von 1 070,8 Mrd. Euro in Nicht-EU-Länder ex-

portiert und für 1 176,5 Mrd. Euro in die EU-25 im-
portiert. Die Handelsbilanz im Extra-EU-Handel war 
damit wie in den Vorjahren negativ. Zum Vergleich: 
Die Vereinigten Staaten führten 2004 Waren für 
729,5 Mrd. Euro aus und für 1226,2 Mrd. Euro ein, 
verbuchten also ein deutlicheres Minus in der Han-
delsbilanz als die EU-25. 

Der Intra-Handel, d. h. der Handel zwischen den EU-
Ländern, hat mit der Vollendung des Binnenmarktes 
und der Integration der zehn neuen EU-Länder eben-
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Abb. 6.5: Entwicklung des EU-Handels
In Mrd. EUR
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Asymmetrien in der Außenhandelsstatistik

Betrachtet man den Intra-Handel zwischen den 25 Ländern der EU, so müssten sich die Importe und Exporte in der 
Außenhandelsstatistik eigentlich die Waage halten. In der Praxis ist dies jedoch nicht der Fall. Zwar ist die Außenhan-
delsstatistik der EU-Länder in weiten Teilen bereits harmonisiert, einige Fehlerquellen lassen sich trotzdem nicht voll-
ends beseitigen. So können z. B. die Warenbewegungen in Herkunfts- und Zielland unterschiedlichen Meldezeiträumen 
zugeordnet werden (z. B. zum Jahreswechsel). Möglich sind auch unterschiedliche Deklarationen in den Ländern im 
Fall von Transitgeschäften oder grenzüberschreitenden Warentransporten zum Zwecke der Veredlung. Eine weitere Feh-
lerquelle ergibt sich dadurch, dass mögliche Antwortausfälle sowie der Handel von Unternehmen, die wegen Gering-
fügigkeit unter der Meldeschwelle liegen, durch Schätzungen ersetzt werden. Die dabei verwendeten Methoden und 
deren Qualität sind von Mitgliedstaat zu Mitgliedstaat unterschiedlich. Folge sind die in der Außenhandelsstatistik 
beobachteten Asymmetrien zwischen den Ein- und Ausfuhren.
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falls zugenommen. Die mit Abstand größte Handels-
nation in der EU war Deutschland. Keine andere 
Volkswirtschaft war so exportorientiert wie die deut-
sche. 2005 betrug der deutsche Außenhandelsüber-
schuss 158,0 Mrd. Euro. Die zweitplatzierten Nieder-
lande erwirtschafteten mit 34,9 Mrd. Euro nur rund 
ein Fünftel dessen. Es folgte Irland mit 33,6 Mrd. 
Euro. Die größten Handelsbilanzdefizite wiesen im 
selben Jahr das Vereinigte Königreich (– 102,5 Mrd. 
Euro), Spanien (– 73,6 Mrd. Euro) und Frankreich 
(– 30,2 Mrd. Euro) auf. 

Nach Deutschland wurden 2005 insgesamt Waren 
im Wert von mehr als 622,2 Mrd. Euro eingeführt. 
Wichtigstes Herkunftsland war Frankreich. Insge-
samt stammten 64 % aller nach Deutschland im-
portierten Waren aus einem anderen EU-Land. Viele 
EU-Länder waren bei den Einfuhren noch viel stär-
ker auf den europäischen Binnenmarkt ausgerichtet: 

So kamen in der Tsche-
chischen Republik mehr 
als 80 % aller Importe 
aus einem anderen EU-
Land.

Im Exportgeschäft war 

Deutschland nicht nur Eu-

ropa- sondern sogar Welt-

meister. „Made in Germa-

ny“ war 2005 gefragt wie 

nie zuvor: Insgesamt wur-

den Waren im Wert von 

780,2 Mrd. Euro in EU- 

und Drittländer expor-

tiert. Zu den wichtigsten 

Ausfuhrgütern gehörten 

Kraftfahrzeuge, Kraftfahr-

zeugteile sowie Maschi-

nen. Bedeutendster Ab-

satzmarkt für deutsche 

Güter waren die anderen 

EU-Staaten, wohin 63 % aller Waren mit einem Ge-

samtwert von 494,5 Mrd. Euro verkauft wurden. Die 

Mehrheit der Mitgliedsländer setzte ihre Exporte 

überwiegend auf dem EU-Binnenmarkt ab: So gin-

gen z. B. von den luxemburgischen Exporten 89 % in 

einen anderen EU-Staat. Auch die neuen Mitglied-

staaten Slowakei (85 %) und Tschechische Republik 

(84 %) waren stark auf den EU-Binnenmarkt ausge-

richtet. 

Öffentliche Finanzen: Disziplin 
gefordert 

Solide Staatsfinanzen sind eine wesentliche Vo-
raussetzung für finanzpolitischen Handlungsspiel-
raum und wirtschaftliche Nachhaltigkeit. Der Euro-
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Abb. 6.6: Handelsbilanz 2005
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päische Rat forderte auf seiner Tagung im Jahr 2006 

die Mitgliedstaaten auf, eine Haushaltskonsolidie-

rung im Einklang mit dem 1996 für die Euro-Teilneh-

merländer verabschiedeten Stabilitäts- und Wachs-

tumspakt anzustreben. Demnach soll – wie bereits 

im Vorfeld der Euro-Einführung mit den Konvergenz-

kriterien im Maastrichter Vertrag von 1992 festge-

legt – das öffentliche Defizit maximal 3 % des BIP 

und der öffentliche Schuldenstand nicht mehr als 

60 % des BIP betragen. Die deutsche Bundesregie-

rung hat die Tragfähigkeit öffentlicher Finanzen als 

Ziel in ihr Nationales Reformprogramm 2005 – 2008 

aufgenommen.

Innerhalb der Eurozone, die 2006 die Länder Bel-
gien, Deutschland, Finnland, Frankreich, Griechen-
land, Irland, Italien, Luxemburg, die Niederlande, 
Österreich, Portugal und Spanien umfasste, gab es 
bislang jedoch höchst unterschiedliche Erfolge bei 
den Bemühungen, die Staatsfinanzen unter Kon-
trolle zu halten: Vier von zwölf Euro-Ländern hielten 
2005 die Defizitgrenze von 3 % nicht ein. Dazu zähl-
ten Portugal, Griechenland, Italien und Deutschland. 
Besonders problematisch war die Situation in Portu-
gal, wo das öffentliche Defizit 6,0 % des BIP betrug. 
Deutschland verfehlte 2005 mit einer Defizitquo-
te von 3,3 % im vierten Jahr in Folge den vereinbar-
ten Referenzwert von 3 % des BIP. Vier Euro-Länder 
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– Finnland, Spanien, Ir-
land und Belgien – konn-
ten hingegen 2005 einen 
Überschuss verzeich-
nen. Am erfolgreichsten 
war dabei Finnland mit 
einem Plus in Höhe von 
2,6 % des BIP. Von den 
EU-Mitgliedsländern, 
die den Euro noch nicht 
eingeführt oder sich vor-
läufig gegen die gemein-
same Währung entschie-
den haben, hatte Ungarn 
mit 6,1 % die höchste 
Defizitquote zu verzeich-
nen. Dänemark meldete 
hingegen im selben Jahr 
einen Überschuss von 
4,9 % des BIP. 

In einigen Euro-Län-
dern lag der öffentliche 
Schuldenstand über 
dem vereinbarten Refe-
renzwert von 60 % des 
BIP. Deutschland hielt 
diesen Wert letztma-
lig 2001 ein, seitdem 
sind die Schulden jähr-
lich gestiegen. 2005 be-
lief sich der Schulden-
stand hier auf 67,7 % 
des BIP. Deutlich höher 
lagen die Schuldenquo-
ten in den Euro-Ländern 
Belgien (93,3 %), Italien 
(106,4 %) und Griechen-
land (107,5 %). Den nied-
rigsten Schuldenstand im 
Euro-Raum verzeichne-
te Luxemburg mit 6,2 % 
des BIP. 
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Von den EU-Staaten außerhalb der Eurozone wiesen 
Malta und Zypern Schuldenstände von über 70 % 
auf, die drei baltischen Staaten konnten ihre Staats-
verschuldung hingegen unter 20 % halten.

Streben nach Stabilität

Während für die Kontrolle der öffentlichen Finanzen 
die Regierungen der EU-Länder verantwortlich sind, 
obliegt die Überwachung der Preisniveaustabilität 
der Europäischen Zentralbank (EZB) und dem „Eu-
ropäischen System der Zentralbanken“ (ESZB). Nach 
der Definition der EZB ist Preisniveaustabilität in der 
Eurozone dann gegeben, wenn die jährliche Inflati-
onsrate mittelfristig nahe oder unter 2 % liegt. EU-
Staaten, die sich erst noch der Eurozone anschlie-
ßen wollen, müssen eine Inflationsrate aufweisen, 
die im letzten Jahr vor der Prüfung maximal 1,5 Pro-

zentpunkte über derjenigen der drei preisstabilsten 
Mitgliedsländer lag. 

2005 betrug die Inflationsrate in acht Euro-Ländern 
über 2 % (zu den Verbraucherpreisen siehe auch im 
Kapitel „Lebensverhältnisse“). Am höchsten war sie 
mit 3,8 % in Luxemburg. Deutschland verzeichnete 
eine Rate von 1,9 % und gehörte damit neben Finn-
land (0,8 %) und den Niederlanden (1,5 %) zu den 
drei preisstabilsten Ländern der Eurozone. 

Von den EU-Ländern, die den Euro in naher Zukunft 
als Zahlungsmittel übernehmen wollen, konnte Slo-
wenien einen Erfolg verbuchen: Aufgrund seiner so-
liden Haushaltspolitik in den vergangen Jahren und 
einer ausreichend niedrigen Inflationsrate wird Slo-
wenien als erster der zehn neuen Mitgliedstaaten 
den Euro einführen. 
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7 Energie und nachhaltiges 
Wirtschaften 

Energie: Zukunft ist erneuerbar

Es gibt kaum einen Bereich unseres täglichen Le-
bens, der nicht auf die eine oder andere Weise mit 
der Nutzung von Energie verbunden ist: Für die 
Wirtschaft, den motorisierten Verkehr oder auch 
die Wärmeversorgung ist eine kontinuierliche Ener-
gieversorgung unerlässlich. Kommt es zu Versor-
gungsengpässen oder Veränderungen bei den Ener-
giepreisen hat das Konsequenzen für die gesamte 
Volkswirtschaft. Die nachhaltige Sicherung der Ener-
gieversorgung ist deshalb eines der prioritären Ziele, 
die in der erweiterten Lissabon-Strategie durch die 
EU-Staaten festgeschrieben wurden. 

Der energetische Endverbrauch aller Privathaus-

halte der EU-25 lag 2004 bei 12,6 Mill. Terajoule. 

Das entsprach einer Zunahme von 12 % gegenü-

ber dem Jahr 1994. Im Industriesektor sah die Ent-

wicklung ähnlich aus: Dort lag der Energieverbrauch 

in der EU-25 2004 bei 

13,4 Mill. Terajoule und 

damit 8 % höher als 1994. 

Die größten Zuwächse 

verzeichneten Spanien 

und Portugal mit jeweils 

mehr als 50 %. In ande-

ren Ländern sank der 

Energiebedarf im glei-

chen Zeitraum: Die deut-

lichsten Rückgänge gab 

es in Estland und Luxem-

burg, wo nur noch 60 bzw. 

64 % der Energiemenge 

von 1994 verbraucht wur-

den. In Deutschland ging 

die Nachfrage im selben 

Zeitraum um ein Prozent 

zurück.

Ungeachtet des absoluten Energieverbrauchs im 
Wirtschaftsbereich gelang es den meisten EU-Staa-
ten, die Ressourceneffizienz zu erhöhen, d. h. mit 
weniger Energieaufwand eine gleich bleibende 
Wirtschaftsleistung zu erbringen. Deutliche Effizi-
enzsteigerungen gab es z. B. in einigen neuen EU-
Mitgliedstaaten Mittel- und Osteuropas, wo in den 
vergangenen Jahren viele veraltete Industrieanlagen 
modernisiert wurden. So benötigte die Wirtschaft in 
Polen 2004 nur noch 56 % der Energiemenge von 
1994, um die gleiche Wirtschaftsleistung zu errei-
chen, in Estland waren es 57 %. In Deutschland ging 
die Energieintensität im Vergleich zu 1994 um 10 % 
zurück. In Italien, Portugal und Österreich wurde 
2004 hingegen mehr Energie als 1994 aufgewendet, 
um die gleiche Wirtschaftsleistung zu erzeugen. 

Liberalisierung: Europa unter Strom  

Bei den Strompreisen für industrielle Abnehmer und 
Privathaushalte ließen sich von Land zu Land erheb-
liche Preisunterschiede feststellen. So kostete in Zy-
pern am Stichtag 1. Januar 2006 eine Kilowattstun-
de Strom (ohne Steuern) für industrielle Abnehmer 
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11,1 Cent, in Lettland 
waren es nur 4,1 Cent. Mit 
8,7 Cent lagen die Strom-
preise in Deutschland 
über dem EU-Durchschnitt 
von 7,8 Cent – das waren 
für Industriebetriebe die 
vierthöchsten Strompreise 
in der EU (siehe Tab. 7.1 
auf Seite 68). 

Die privaten Verbrau-
cher in Deutschland zahl-
ten mit 13,7 Cent/kWh 
die dritthöchsten Strom-
preise in der EU. Nur in Ita-
lien (15,5 Cent/kWh) und 
Luxemburg (13,9 Cent/
kWh) mussten die Ver-
braucher noch tiefer in 
die Tasche greifen. Ver-
gleichsweise günstig war 
Strom hingegen in Litauen 
(6,1 Cent/kWh) und Est-
land (6,2 Cent/kWh). 

Um die Preise für die Gas- 
und Stromkunden EU-
weit möglichst weit anzu-
gleichen, haben sich die 
Mitgliedstaaten darauf 
verständigt, transeuropä-
ische Versorgungsnetze 
aufzubauen und gleich-
zeitig mehr Wettbewerb 
auf den nationalen Ener-
giemärkten zuzulassen. 
Die vollständige Liberali-
sierung der Märkte wurde 
für 2007 festgelegt. 2004 
dominierte in der Mehrheit 
der Länder jedoch immer 
noch ein einziges Großun-
ternehmen die Branche: 
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In insgesamt 14 Ländern betrug der Marktanteil des 
größten Erzeugers im nationalen Strommarkt mehr 
als 50 %. In Malta und Zypern beherrschten Mono-
polisten den einheimischen Markt. Mit 32 % Markt-
anteil des größten Anbieters (2003) war die Libe-
ralisierung des Strommarktes in Deutschland im 
EU-Vergleich weit vorangeschritten. 

Unendlich viel Energie: Sonne, Wind und Wasser 

Der Energiebedarf in der EU wurde 2004 vor allem 
durch Rohöl und Mineralölerzeugnisse (37 %), Erd-
gas (24 %) und Kernenergie (15 %) gedeckt. Von letz-

terer wurde in den einzelnen Ländern jedoch sehr 
unterschiedlich Gebrauch gemacht. Während zwölf 
Mitgliedsländer – darunter Dänemark, Irland, Italien, 
Österreich, Polen und Portugal – auf Kernkraft ver-
zichteten, deckten Litauen und Frankreich 43 bzw. 
42 % sowie Schweden 38 % ihres Bruttoinlandsver-
brauchs damit. In Deutschland waren es 12 %. Durch 
die nationale Atomgesetznovelle vom April 2002 ist 
der Ausstieg aus der Kernenergie für Deutschland ge-
setzlich festgelegt. 

Bei den fossilen Brennstoffen verfügten einzig Däne-
mark und das Vereinigte Königreich über relevante 
Öl- und Gasreserven in der Nordsee, doch nur Däne-
mark konnte 2004 dadurch seinen eigenen Bedarf 
decken und zusätzlich noch Energie exportieren. Alle 
anderen EU-Staaten waren auf zusätzliche Rohstoff-
importe angewiesen. Diese Abhängigkeit macht die 
EU insbesondere bei internationalen politischen Kri-
sen verwundbar. Zudem sind die Vorkommen fos-
siler Energieträger begrenzt. Auch belastet ihre Nut-
zung die Umwelt, denn bei der Verbrennung wird 
das Treibhausgas Kohlendioxid (CO

2
) freigesetzt 

und in die Atmosphäre abgegeben, was zur Erder-
wärmung beiträgt. Hohe Ölpreise beeinflussen dar-
über hinaus die Produktionskosten und damit die 

Tab. 7.1:  Strompreise am 1. Januar 2006 
(ohne Steuern)

Mitgliedstaat

Industrielle
Nutzer

Private 
Abnehmer

Cent je kWh

Zypern  . . . . . . . . . . . . . . . . 11,1 12,3

Irland  . . . . . . . . . . . . . . . . . 10,0 12,9

Italien  . . . . . . . . . . . . . . . . . 9,3 15,5

Deutschland  . . . . . . . . . . . 8,7 13,7

Niederlande  . . . . . . . . . . . . 8,6 12,1

Luxemburg  . . . . . . . . . . . . . 8,5 13,9

Belgien  . . . . . . . . . . . . . . . . 8,3 11,2

Portugal  . . . . . . . . . . . . . . . 8,2 13,4

Vereinigtes Königreich  . . . 8,0 9,7

EU-25  . . . . . . . . . . . . . . . . . 7,8 10,9

Slowakei . . . . . . . . . . . . . . . 7,7 12,2

Ungarn  . . . . . . . . . . . . . . . . 7,5 9,0

Tschechische Republik  . . . 7,3 8,3

Dänemark  . . . . . . . . . . . . . . 7,2 10,0

Spanien  . . . . . . . . . . . . . . . 7,2 9,4

Malta  . . . . . . . . . . . . . . . . . 7,1 9,0

Griechenland  . . . . . . . . . . . 6,7 6,4

Österreich  . . . . . . . . . . . . . 6,5 8,9

Slowenien  . . . . . . . . . . . . . 6,5 8,7

Schweden  . . . . . . . . . . . . . 5,9 8,8

Polen  . . . . . . . . . . . . . . . . . 5,4 9,2

Frankreich  . . . . . . . . . . . . . 5,3 9,1

Finnland  . . . . . . . . . . . . . . . 5,2 8,1

Estland  . . . . . . . . . . . . . . . . 5,1 6,2

Litauen  . . . . . . . . . . . . . . . . 5,0 6,1

Lettland  . . . . . . . . . . . . . . . 4,1 7,0

Tab. 7.2: Kernenergie in der EU 2004 1)

Mitgliedstaat
Anteil am Brutto-

inlandsverbrauch in %

Litauen  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 42,6
Frankreich  . . . . . . . . . . . . . . . . . 42,2
Schweden  . . . . . . . . . . . . . . . . . 37,6
Slowakei  . . . . . . . . . . . . . . . . . . 24,2
Belgien  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 22,3
Slowenien  . . . . . . . . . . . . . . . . . 19,8
Tschechische Republik  . . . . . . . 15,6

Finnland  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15,5
EU-25  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14,6
Deutschland  . . . . . . . . . . . . . . . 12,4
Ungarn  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11,7
Spanien  . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 11,7
Vereinigtes Königreich  . . . . . . . 8,9
Niederlande  . . . . . . . . . . . . . . . . 1,2
____________
1) Keine Kernenergie in Dänemark, Estland, Griechenland, Irland, Italien,
     Lettland, Luxemburg, Malta, Österreich, Polen, Portugal und Zypern.
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Wettbewerbsfähigkeit 
von Unternehmen sowie 
die Geldbeutel der priva-
ten Haushalte. 

Die EU-Länder wollen des-
halb mehr Anstrengungen 
zur Entwicklung erneuer-
barer Energieträger un-
ternehmen. Bis zum Jahr 
2010 sollen 21 % des er-
zeugten Stromes in der 
EU-25 aus erneuerbaren 
Energiequellen stam-
men. Damit müsste der 
Anteil von 14 % im Jahr 
2004 um sieben Prozent-
punkte steigen. Erneuer-
bare Energie kann durch 
Wasserkraftwerke (mit 
Ausnahme von Pump-
speicherwerken), Wind-
kraft- und Solaranlagen, 
geothermische Kraft-
werke sowie Biomas-
se- und Abfallverbren-
nungsanlagen gewonnen 
werden.

Mit der Richtlinie 2001/
77EG zur Förderung der 
Stromerzeugung aus er-
neuerbaren Energiequel-
len hat die EU den Mit-
gliedstaaten bestimmte 
Referenzwerte als natio-
nale Zielmarken vorgege-
ben. Im Jahr 2004 hatte 
kein Mitgliedsland seine 
Zielmarke erreicht. Öster-
reich hatte mit 59 % den 
höchsten Stromanteil 
aus regenerativen Ener-
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Abb. 7.5: Bedeutung erneuerbarer Energien 2004
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giequellen, bis 2010 soll der Anteil dort auf 78 % 
steigen. Deutschland, das im Rahmen des EEG (Er-
neuerbare-Energien-Gesetz) diese Form der Strom-
erzeugung staatlich fördert, erhöhte seinen Anteil 
von 1994 bis 2004 von 4 auf 10 % des Bruttostrom-
verbrauchs und ist von der gesetzten Zielmarke von 
12,5 % bis 2010 nicht mehr weit entfernt. 

Umwelt: In aufgeheizter Atmosphäre 

Das Klima auf der Erde hat sich in den vergangenen 

Jahrzehnten verändert, die Erdatmosphäre hat sich 

erwärmt. Die globalen Folgen davon sind noch nicht 

absehbar: Möglich sind nach Meinung einiger Klima-

forscher Veränderungen in den landwirtschaftlichen 

Anbaustrukturen, bei der Wasserversorgung, der Po-

pulationsverteilung von Flora und Fauna oder auch 

ein höheres Risiko für Naturkatastrophen. 

Um diesen Prozess aufzuhalten, hat sich die inter-

nationale Staatengemeinschaft im „Kyoto-Protokoll“ 

auf verbindliche Handlungsziele für den globalen Kli-

maschutz geeinigt. Die EU verpflichtete sich im Rah-

men dieses Abkommens, in einer ersten Verpflich-

tungsrunde von 2008 bis 2012 den Ausstoß von 

sechs Treibhausgasen um 8 % gegenüber dem Ba-

sisjahr zu senken (1990 für Kohlendioxid, Methan 

und Lachgas, 1995 für die langlebigen fluorierten 

Treibhausgase).  

Kyoto-Protokoll

Mit dem Kyoto-Protokoll hat sich die internationale Staatengemeinschaft auf verbindliche Handlungsziele für den glo-
balen Klimaschutz geeinigt. Die EU verpflichtete sich 1998 im Rahmen dieses Abkommens, den Treibhausgas-Aus-
stoß von 2008 bis 2012 um 8 % gegenüber dem Basisjahr zu senken (1990 für Kohlendioxid, Methan und Lachgas
und 1995 für die langlebigen fluorierten Treibhausgase). 

Für jeden EU-Mitgliedstaat wurde damals eine individuelle Zielmarke festgelegt. Dabei gestattet es die EU-Lastentei-
lungsvereinbarung einigen EU-Ländern, ihre Emissionen zu erhöhen – vorausgesetzt, diese werden durch Reduzie-
rungen in anderen Mitgliedstaaten ausgeglichen. Acht der zehn 2004 beigetretenen Mitgliedstaaten haben andere 
Reduzierungsziele und andere Basisjahre gewählt – so, wie es im Kyoto-Protokoll zugelassen ist. Zypern und Malta 
haben bislang keine Reduzierungsziele formuliert.  

Tab. 7.3:  Kyoto-Protokoll: Emissionen von 
                   Treibhausgasen

Mitgliedstaat

Veränderung gegenüber dem
Kyoto-Basisjahr (1990/1995)

in %

Zielvorgabe
2008 bis 2012

Realisierung 
2003

Litauen  . . . . . . . . . . . . . . . . – 8,0 – 66,2

Lettland  . . . . . . . . . . . . . . . – 8,0 – 58,5

Estland  . . . . . . . . . . . . . . . . – 8,0 – 50,8

Polen  . . . . . . . . . . . . . . . . . – 6,0 – 32,1

Ungarn  . . . . . . . . . . . . . . . . – 6,0 – 31,9

Slowakei  . . . . . . . . . . . . . . – 8,0 – 28,2

Tschechische Republik  . . . – 8,0 – 24,3

Deutschland  . . . . . . . . . . . – 21,0 – 18,5

Vereinigtes Königreich  . . . – 12,5 – 13,3

Luxemburg  . . . . . . . . . . . . . – 28,0 – 11,5

Schweden . . . . . . . . . . . . . . 4,0 – 2,4

Frankreich . . . . . . . . . . . . . . 0,0 – 1,9

Slowenien  . . . . . . . . . . . . . – 8,0 – 1,9

Belgien  . . . . . . . . . . . . . . . . – 7,5 0,6

Niederlande  . . . . . . . . . . . . – 6,0 0,8

Dänemark  . . . . . . . . . . . . . . – 21,0 6,3

Italien  . . . . . . . . . . . . . . . . . – 6,5 11,6

Österreich  . . . . . . . . . . . . . – 13,0 16,6

Finnland  . . . . . . . . . . . . . . . 0,0 21,5

Griechenland  . . . . . . . . . . . 25,0 23,2

Irland  . . . . . . . . . . . . . . . . . 13,0 25,2

Malta  . . . . . . . . . . . . . . . . . – 29,1

Portugal  . . . . . . . . . . . . . . . 27,0 36,7

Spanien  . . . . . . . . . . . . . . . 15,0 40,6

Zypern  . . . . . . . . . . . . . . . . – 52,8
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Innerhalb der EU wurde für jedes EU-Mitglieds-

land eine länderbezogene Zielvorgabe festgelegt. 

Deutschland kündigte in diesem Rahmen eine Re-

duzierung der Gesamtemissionen um 21 % an und 

hatte dieses Ziel mit einer Verringerung von 18,5 % 

bereits 2003 annähernd erreicht. Die größten Ein-

sparungen verzeichneten jedoch die neuen EU-Staa-

ten in Mittel- und Osteuropa. In Litauen gingen die 

Gesamtemissionen z. B. um 66,2 % zurück, in Lett-

land um 58,5 % und in Estland um 50,8 %. Aber es 

gab auch gegenteilige Entwicklungen: In einigen 

Ländern, darunter Dänemark und Italien, stiegen die 

Emissionen seit 1990 entgegen den Verpflichtungen. 

Auch Österreich verfehlte sein Reduktionsziel von 

13 % und verzeichnete stattdessen eine Emissions-

steigerung von 16,6 %. Spanien, Irland und Portugal 

waren EU-intern zwar höhere Treibhausgas-Ausstö-

ße genehmigt worden, die Zuwachsraten bis 2003 

lagen jedoch über den 

vereinbarten Zielmar-

ken. So erhöhte Spani-

en seinen Ausstoß statt 

der genehmigten 15 um 

40,6 %.

Dicke Luft durch 
Verkehr 

Einer der Hauptverursa-
cher der Luftverschmut-
zung war 2003 mit einem 
Anteil von 19,3 % der 
Verkehrssektor. Emissi-
onseinsparungen gelan-
gen im Verkehr in den ver-
gangenen Jahren nicht: 
Die Treibhausgasemissi-
onen durch Transportbe-
wegungen lagen 2003 im 
EU-Durchschnitt 16,6 % 
über dem Wert von 1993. 
In Luxemburg und der 

Tschechischen Republik waren es mehr als 80 %, in 
Irland mehr als 100 %. Eine Verringerung der Emissi-
onen gelang nur in Litauen (– 30,1 %) und Deutsch-
land (– 4,2 %).

Im Rahmen der Lissabon-Strategie, die im Sinne des 
Nachhaltigkeitsgedankens die Vereinbarkeit von 
wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Zielen 
anstrebt, wollen die EU-Mitgliedsländer in Zukunft 
den Umstieg auf emissionsärmere Verkehrsträger 
fördern. Gleichzeitig soll das Verkehrsaufkommen 
vom weiteren Wirtschaftswachstum entkoppelt wer-
den. In elf Ländern gelang dies in den vergangenen 
Jahren: Dort wuchs im Zeitraum von 1995 bis 2004 
die Wirtschaft stärker als das Güterverkehrsaufkom-
men. Am deutlichsten war das Ergebnis in der Slo-
wakei und mit einigem Abstand in Zypern. Hinge-
gen ging die Wirtschaftsentwicklung in zwölf Staaten 
mit einem überproportional wachsenden Güterver-
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kehrsaufkommen einher: u. a. in Estland, Portugal 
und Spanien. Auch Deutschland gehörte zu den Län-
dern, in denen das Verkehrsaufkommen schneller 
als das BIP wuchs. 

Landwirtschaft: Andauernder 
Strukturwandel

Seit den Anfängen der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft (EWG) vor mehr als 50 Jahren ist die Ge-
meinsame Agrarpolitik einer der wichtigsten und am 
weitesten entwickelten Pfeiler der europäischen In-
tegration. Die Versorgung der Verbraucher mit Nah-
rungsmitteln zu niedrigen Preisen und die Sicherung 
eines angemessenen Lebensstandards der Land-
wirte standen dabei lange Zeit im Mittelpunkt der 
Politik. Der rasante technische Fortschritt führte je-
doch auch zu negativen Erscheinungen wie den Pro-
duktionsüberschüssen. Zudem verursachten die EU-
Agrarmarktregelungen 
zum Schutz der einhei-
mischen Landwirtschaft 
hohe Kosten. Vor 15 Jah-
ren wurden Reformen zur 
Senkung der stetig stei-
genden Ausgaben einge-
leitet. Heute sollen pro-
duktionsunabhängige 
Direktzahlungen wieder 
eine am Markt orientierte 
Produktion unter Einhal-
tung von Qualitäts- und 
Umweltschutzauflagen 
fördern.

Von Bauernhof bis 
Großbetrieb 

Rund 9,9 Mill. landwirt-
schaftliche Betriebe gab 
es 2003 in der EU-25. 
Zusammen bewirtschaf-
teten sie eine landwirt-
schaftlich genutzte Fläche  

von 156 Mill. ha. Die größten Anteile davon lagen in 
Frankreich (18 %), Spanien (16 %) und Deutschland 
(11 %). Kleinbetriebe mit weniger als 2 ha landwirt-
schaftlich genutzter Fläche machten 2003 in der EU 
39 % aller erfassten Agrarbetriebe aus, sie bewirt-
schafteten jedoch nur 2 % der Flächen. Die meisten 
dieser 3,9 Mill. Kleinunternehmen befanden sich in 
Italien (28 %) und Polen (24 %). Betriebe mit mehr 
als 100 ha machten weniger als 3 % (0,3 Mill. Be-
triebe) aller EU-Betriebe aus, verfügten jedoch über 
45 % der gesamten Landwirtschaftsfläche in der EU. 
Allein 30 % dieser Betriebe lagen in Frankreich, 18 % 
in Spanien, 14 % im Vereinigten Königreich und 10 % 
in Deutschland. 

Diese großen Unterschiede zwischen den Ländern 
spiegelten sich auch in der durchschnittlichen Flä-
chenausstattung der Betriebe wider: Sie reichte 
2003 von 1 ha in Malta bis zu 79 ha in der Tsche-
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chischen Republik. Weit unter dem EU-Durchschnitt 
von 16 ha lagen bedeutende Agrarproduzenten wie 
Griechenland (5 ha), Polen und Italien (je 7 ha). In 
Deutschland vergrößerte sich die durchschnittliche 
landwirtschaftlich genutzte Fläche der Betriebe von 
2000 bis 2003 um 13 % von 36 auf 41 ha. 

In fast allen EU-Ländern hat die Zahl der landwirt-
schaftlichen Betriebe in den vergangenen Jahren 
abgenommen. Dabei blieb die landwirtschaftlich 
genutzte Fläche insgesamt nahezu konstant, d. h. 
es setzte ein kontinuierlicher, heute noch andau-
ernder Strukturwandel hin zu größeren Betriebs-
strukturen ein. Mögliche Erklä-
rungen dafür sind die vielerorts 
fehlende Rentabilität von Kleinbe-
trieben, außerlandwirtschaftliche 
Einkommensquellen oder auch 
der fehlende Nachwuchs. 

Für den Außenhandel der Mit-
gliedsländer spielte die Landwirt-
schaft eine unterschiedlich starke 
Rolle. Der größte Agrarexporteur 
unter den 25 EU-Ländern waren 
2005 die Niederlande, die Waren 
im Wert von 40,5 Mrd. Euro expor-
tierten. Es folgten Frankreich (36,7 
Mrd. Euro) und Deutschland (33,5 
Mrd. Euro). Gemessen am Anteil 
an den Gesamtexporten war der 
Handel mit Nahrungsmitteln, Ge-
tränken und Tabak hingegen für 
Griechenland (18,7 %), Dänemark 
(17,4 %) und Zypern (16,1 %) am 
wichtigsten.

Größter Agrarimporteur der EU 
war 2005 Deutschland mit einem 
Einfuhrwert von 41,6 Mrd. Euro. 
Das Vereinigte Königreich und 
Frankreich importierten Waren 
im Wert von 33,8 Mrd. bzw. 28,3 
Mrd. Euro. Den höchsten Anteil 

an den Gesamtimporten machten die Agrarprodukte 
aber in Malta (11,8 %), Dänemark (11,4 %) und Zy-
pern (11,2 %) aus. Im Handel mit Nicht-EU-Ländern 
war die EU 2005 ein Nettoimporteur: Zusammen 
führten die 25 Mitgliedstaaten Nahrungsmittel, Ge-
tränke und Tabak im Wert von 62,3 Mrd. Euro ein und 
für 52,7 Mrd. Euro aus. 

Öko im Aufwind 

Vor dem Hintergrund des allgemein wachsenden Um-
welt- und Ernährungsbewusstseins der Verbraucher 
hat der Markt für ökologisch erzeugte Lebensmit-
tel in der EU zunehmend an Bedeutung gewonnen. 

Tab. 7.4:  Ein- und Ausfuhr von Nahrungsmitteln, Getränken und Tabak 2005

Mitgliedstaat

Einfuhr Ausfuhr

Mrd. EUR
Anteil an

der Gesamt- 
einfuhr in %

Mrd. EUR
Anteil an

der Gesamt-
ausfuhr in %

Griechenland  . . . . . . . . . . . 4,6 10,6 2,6 18,7

Dänemark  . . . . . . . . . . . . . . 6,9 11,4 12,0 17,4

Zypern  . . . . . . . . . . . . . . . . 0,6 11,2 0,2 16,1

Spanien  . . . . . . . . . . . . . . . 19,0 8,5 19,4 12,9

Niederlande  . . . . . . . . . . . . 24,0 8,3 40,5 12,5

Litauen  . . . . . . . . . . . . . . . . 0,9 7,6 1,1 12,0

Lettland  . . . . . . . . . . . . . . . 0,7 10,6 0,5 11,1

Frankreich  . . . . . . . . . . . . . 28,3 7,1 36,7 9,9

Polen  . . . . . . . . . . . . . . . . . 4,7 5,8 6,7 9,3

Irland  . . . . . . . . . . . . . . . . . 4,3 7,9 7,4 8,4

Belgien  . . . . . . . . . . . . . . . . 18,1 7,1 21,3 7,9

Portugal  . . . . . . . . . . . . . . . 5,1 10,5 2,4 7,8

Estland  . . . . . . . . . . . . . . . . 0,6 7,6 0,4 6,8

Ungarn  . . . . . . . . . . . . . . . . 2,1 3,9 3,1 6,1

Italien  . . . . . . . . . . . . . . . . . 24,1 7,9 18,0 6,1

Österreich  . . . . . . . . . . . . . 5,9 5,8 6,1 6,1

Vereinigtes Königreich  . . . 33,8 8,2 15,4 5,0

EU-25  . . . . . . . . . . . . . . . . . 62,3 5,3 52,7 4,9

Luxemburg  . . . . . . . . . . . . . 1,4 8,3 0,7 4,7

Deutschland  . . . . . . . . . . . 41,6 6,7 33,5 4,3

Slowakei . . . . . . . . . . . . . . . 1,6 5,5 1,0 3,9

Tschechische Republik  . . . 3,2 5,1 2,4 3,8

Schweden . . . . . . . . . . . . . . 6,5 7,3 3,6 3,4

Malta  . . . . . . . . . . . . . . . . . 0,3 11,8 0,1 3,3

Slowenien  . . . . . . . . . . . . . 1,0 6,1 0,5 3,2

Finnland  . . . . . . . . . . . . . . . 2,3 4,9 0,9 1,7
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Ziel des ökologischen Landbaus ist eine nachhaltige 
Produktionsweise, deren Verfahren auf EU-Ebene 
verbindlich geregelt sind. Im „Europäischen Akti-
onsplan für ökologische Landwirtschaft und ökolo-
gisch erzeugte Lebensmittel“ vom Juni 2004 setzte 

sich die EU 21 politische Ziele, die die Entwicklung 
des ökologischen Landbaus unterstützen sollen. Be-
schlossen wurde dabei u. a., intensiv über den Öko-
Landbau aufzuklären und die Produktionsstandards 
zu verbessern.

Die ökologische Landwirtschaft in 

den EU-Mitgliedstaaten hat sich 

bislang jedoch ungleich entwi-

ckelt. In den meisten EU-Ländern 

nahm ihre Bedeutung von 2000 

bis 2003 zu. Schweden führte 

dabei mit großem Abstand: Dort 

wirtschafteten 2003 22 % aller 

Betriebe ökologisch. Das Land 

verfügte über einen ökologisch 

bewirtschafteten Flächenanteil 

von 24 % (2000: 15 %). Es folgte 

Österreich mit einem Betriebsan-

teil von 10 % und einem Flächen-

anteil von 12 %. In Deutschland 

betrieben 2003 knapp 3 % aller 

Betriebe (2000: 2 %) auf knapp 

4 % der gesamten landwirtschaft-

lich genutzten Fläche (2000: 3 %) 

ökologischen Landbau. Damit lag 

Deutschland beim Betriebsanteil 

nach den drei skandinavischen 

Ländern und Österreich an 5. Stel-

le, beim Flächenanteil an 9. Stel-

le in der EU.

Tab. 7.5:  Ökologisch wirtschaftende Betriebe 2003 1)

Mitgliedstaat
Landwirtschaftliche Betriebe

Landwirtschaftlich genutzte 
Fläche

Anzahl Anteil in % ha Anteil in %

Schweden  . . . . . . . . . . . . . 15 040 22,2 763 900 24,4

Österreich  . . . . . . . . . . . . . 17 880 10,3 381 440 11,7

Finnland  . . . . . . . . . . . . . . . 4 280 5,7 146 510 6,5

Dänemark  . . . . . . . . . . . . . . 2 600 5,3 164 520 6,2

Deutschland  . . . . . . . . . . . 11 420 2,8 630 270 3,7

Italien  . . . . . . . . . . . . . . . . . 38 470 2,0 754 430 5,8

Luxemburg  . . . . . . . . . . . . . 40 1,6 2 110 1,6

Frankreich  . . . . . . . . . . . . . 8 610 1,4 486 650 1,8

Niederlande  . . . . . . . . . . . . 1 140 1,3 66 560 3,3

Tschechische Republik  . . . 510 1,1 205 310 5,7

Vereinigtes Königreich  . . . 2 750 1,0 516  000 3,2

Belgien  . . . . . . . . . . . . . . . . 530 1,0 23 190 1,7

Griechenland  . . . . . . . . . . . 7 550 0,9 88 650 2,2

Spanien  . . . . . . . . . . . . . . . 10 270 0,9 696 720 2,8

Estland  . . . . . . . . . . . . . . . . 280 0,8 24 260 3,0

Irland  . . . . . . . . . . . . . . . . . 780 0,6 23 000 0,5

Lettland  . . . . . . . . . . . . . . . 650 0,5 23 580 1,6

Portugal  . . . . . . . . . . . . . . . 900 0,3 141 890 3,8

Zypern  . . . . . . . . . . . . . . . . 100 0,2 560 0,4

Ungarn  . . . . . . . . . . . . . . . . 800 0,1 158 040 3,6

Litauen  . . . . . . . . . . . . . . . . 240 0,1 21 740 0,9

Slowakei . . . . . . . . . . . . . . . 60 0,1 84 120 3,9
____________

1) Für Malta, Polen und Slowenien liegen keine Werte vor.
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Deutschlands Position in der EU-25 

A.I.1: Strukturindikatoren (Short List)

Um die Erfolge bei der Umsetzung der Lissabonner Ziele zu dokumentieren, erstellt die Europäische Kommis-
sion seit 2001 einen jährlichen Fortschrittsbericht zur Vorlage an den Europäischen Rat. Bei ihrer Bewertung 
stützt sich die Kommission auf die so genannten „Strukturindikatoren“. Dies sind ausgewählte Messgrößen, 
die im Rahmen des Europäischen Statistischen Systems erhoben werden. Eurostat führt hierüber eine eigene 
Datenbank.

14 Strukturindikatoren – zusammengefasst in der so genannten „Short List“ – stufte die Europäische Kom-
mission in Abstimmung mit dem Europäischen Rat in der erneuerten Lissabon-Strategie des Jahres 2005 als 
besonders wichtig ein. Sie gehen als statistischer Anhang in den jährlichen Fortschrittsbericht und die natio-
nalen Reformprogramme der EU-Mitgliedstaaten ein. 

Tabelle A.I.1 führt diese 14 Indikatoren für alle 25 EU-Mitgliedstaaten auf und veranschaulicht damit, an welcher 
Position Deutschland im Vergleich mit den anderen EU-Ländern steht (Datenbankstand: September 2006). 

A.I.2: Alle statistischen Merkmale dieser Veröffentlichung 

Tabelle A.I.2 stellt alle in dieser Veröffentlichung enthaltenen Merkmale zusammen und verdeutlicht die Posi-
tion Deutschlands im Vergleich zu den anderen EU-Mitgliedsländern (Rang x unter 25 bzw. weniger Ländern, 
wenn nicht für alle Mitgliedstaaten Daten vorliegen).

Volumengrößen, wie Bevölkerungsstand oder Export- und Importzahlen, sind mit aufgeführt, um die Größe 
eines Landes widerzuspiegeln. Variablen, die z. B. die Leistung eines Landes messen, sind durch einheitli-
che Bezugsgrößen dargestellt, wie z. B. Bruttoinlandsprodukt pro Kopf in Kaufkraftstandards (EU-25=100). In 
welche Richtung das Ranking erfolgt, hängt von der Fragestellung bzw. Zielsetzung ab. Beim Merkmal Arbeits-
produktivität erhielt z. B. das Land mit der höchsten Produktivität den Rang 1, beim Merkmal vergleichende 
Preisniveaus das Land mit dem niedrigsten Preisniveau. In den meisten Fällen sind die Werte von groß nach 
klein sortiert. Ist dies nicht der Fall, so deutet ein Pfeil ( ) darauf hin.

Die neuen Mitgliedstaaten: Bulgarien und Rumänien

Mit dem Beitritt Bulgariens und Rumäniens zum 1. Januar 2007 umfasst die EU 27 Mitgliedstaaten. Der Daten-
stand der vorliegenden Veröffentlichung ist September 2006. Da zu diesem Zeitpunkt noch keine Aggregate 
für die EU-27 vorlagen, nutzt die vorliegende Publikation die EU-25 als Referenzgröße. Um der jüngsten EU- 
Erweiterungsrunde trotzdem Rechnung zu tragen, werden in Tabelle A.II alle Merkmale dieser Veröffentlichung 
für Bulgarien und Rumänien aufgeführt (soweit bereits verfügbar).
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Tab. A.I.1: Strukturindikatoren (Short List), Stand: September 2006

Rang

Armutsgefährdungs-
quote: Anteil der 

Personen mit 
Einkommen < 60 % des 

Medianeinkommens (%)

Bildungsstand der
Jugendlichen: Anteil der
20- bis 24-Jährigen mit
mind. Sekundarstufe-II-

Abschluss (%)

Ausgaben für 
Forschung

und Entwicklung
(in % des BIP)

Erwerbstätigenquote
(%)

2004 (*2003, **2000) 2005 2004 (*2003) 2005

1 CZ  8* SK  91,5 SE  3,7 DK  75,9

2 SI  10* SI  90,6 FI  3,5 NL  73,2

3 DK  11 CZ  90,3 DK  2,6 2) SE  72,5

4 LU  11 PL  90,0 DE  2,5 3) UK  71,7

5 FI  11 SE  87,8 AT  2,3 3) AT  68,6

6 SE  11 IE  86,1 2) FR  2,2 2) CY  68,5

7 HU  12* AT  85,9 LU  2,0 2) FI  68,4

8 NL  12* 2) LT  85,2 BE  1,9 2) IE  67,6

9 AT  13 FI  84,8 UK  1,8 3) PT  67,5

10 FR  14 GR  84,0 NL  1,8 2) SI  66,0

11 BE  15 HU  83,3 SI  1,5* DE  65,4

12 CY  15* FR  82,8 CZ  1,3 CZ  64,8

13 LT  15* LV  81,8 IE  1,2 2) EE  64,4

14 MT  15** EE  80,9 IT  1,1* LU  63,6

15 DE  16 CY  80,7 ES  1,1 LV  63,3

16 LV  16* BE  80,3 EE  1,0 2) ES  63,3

17 PL  17* UK  77,1 PT  1,0 3) FR  63,1

18 EE  18* DK  76,0 HU  0,9 LT  62,6

19 UK  18* NL  74,6 LT  0,8 BE  61,1

20 IT  19 IT  72,9 GR  0,6 2) GR  60,1

21 GR  20 LU  71,1 PL  0,6 SK  57,7

22 ES  20 DE  71,0 SK  0,5 IT  57,6

23 IE  21 ES  61,3 LV  0,4 HU  56,9

24 PT  21 PT  48,4 CY  0,4 2) MT  53,9

25 SK  21 2) MT  48,1 MT  0,3 PL  52,8

EU-25 EU  16 4) EU  76,9 EU  1,9 4) EU  63,8

1) Prognose. 2) Vorläufi ger Wert. 3) Geschätzter Wert. 4) Schätzung Eurostats. 5) Revidierter Wert. • • •  EU-25-Wert

AT – Österreich DK – Dänemark GR – Griechenland LU – Luxemburg PL – Polen
BE – Belgien EE – Estland HU – Ungarn LV – Lettland SE – Schweden
CY – Zypern ES – Spanien IE – Irland MT – Malta SI – Slowenien
CZ – Tschechische Republik FI – Finnland IT – Italien NL – Niederlande SK – Slowakei
DE – Deutschland FR – Frankreich LT – Litauen PT – Portugal UK – Vereinigtes Königreich
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Tab. A.I.1: Strukturindikatoren (Short List), Stand: September 2006

Rang

Erwerbstätigenquote
älterer Menschen
(55 – 64 Jahre, %)

Langzeiterwerbslosen-
quote (%)

Streuung der regionalen 
Erwerbstätigenquoten:

Variationskoeffi zient 
zwischen den Regionen

Bruttoinlandsprodukt 
(BIP) pro Kopf in Kauf-
kraftstandards (KKS)

(EU-25=100)

2005 2004 2005

1 SE  69,4 UK  1,0 NL  2,3 LU  247,4 1)

2 DK  59,5 DK  1,1 AT  3,5 IE  137,6 1)

3 UK  56,9 CY  1,2 PT  3,5 DK  124,3

4 EE  56,1 LU  1,2 GR  4,1 NL  124,2

5 FI  52,7 SE  1,2 2) SE  4,4 AT  122,5

6 IE  51,6 AT  1,3 FI  5,5 BE  117,6

7 CY  50,6 IE  1,5 CZ  5,6 UK  116,6 1)

8 PT  50,5 NL  1,9 UK  5,8 SE  114,5

9 LV  49,5 ES  2,2 DE  6,2 FI  113,4

10 LT  49,2 FI  2,2 PL  6,4 DE  109,3  

11 NL  46,1 SI  3,1 FR  7,1 FR  108,8

12 DE  45,4 HU  3,2 BE  8,7 IT  102,6

13 CZ  44,5 MT  3,4 ES  8,7 ES  98,6

14 ES  43,1 PT  3,7 SK  9,0 CY  83,3

15 GR  41,6 FR  3,9 HU  9,4 GR  82,0

16 FR  37,9 IT  3,9 IT  15,6 SI  79,8

17 HU  33,0 LV  4,1 CZ  72,9

18 AT  31,8 CZ  4,2 PT  71,2 1)

19 BE  31,8 EE  4,2 MT  69,2

20 LU  31,7 LT  4,3 HU  60,8

21 IT  31,4 BE  4,4 EE  57,3

22 MT  30,8 DE  5,0 SK  55,0

23 SI  30,7 GR  5,1 LT  52,0

24 SK  30,3 PL  10,2 PL  49,8

25 PL  27,2 SK  11,7 LV  47,2

EU-25 EU  42,5 EU  3,9   EU  12,2 EU  100,0

1) Prognose. 2) Vorläufi ger Wert. 3) Geschätzter Wert. 4) Schätzung Eurostats. 5) Revidierter Wert.  • • •  EU-25-Wert

AT – Österreich DK – Dänemark GR – Griechenland LU – Luxemburg PL – Polen
BE – Belgien EE – Estland HU – Ungarn LV – Lettland SE – Schweden
CY – Zypern ES – Spanien IE – Irland MT – Malta SI – Slowenien
CZ – Tschechische Republik FI – Finnland IT – Italien NL – Niederlande SK – Slowakei
DE – Deutschland FR – Frankreich LT – Litauen PT – Portugal UK – Vereinigtes Königreich
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Tab. A.I.1: Strukturindikatoren (Short List), Stand: September 2006

Rang

Arbeitsproduktivität: BIP 
je Beschäftigten in KKS 

(EU-25=100)

Unternehmens-
investitionen
(in % des BIP)

Vergleichende 
Preisniveaus

(EU-25=100)2)

Energieintensität der 
Wirtschaft: Inlands-

energieverbrauch im Ver-
hältnis zum BIP (kg 

Öläquivalent/1 000 Euro)

2005 (*2006) 2004 2005 2004

1 LU  160,9 EE  28,4 LT  54,7 DK  120

2 BE  128,0 LV  25,5 LV  56,8 AT  146

3 IE  127,4 ES  24,6 SK  57,6 IE  157

4 FR  119,1 CZ  21,9 CZ  57,8 DE  159

5 AT  109,9* 1) SK  21,7 PL  59,6 FR  185

6 FI  108,4 SI  21,3 HU  63,6 IT  189

7 IT  108,1 GR  21,1 EE  64,2 LU  194

8 NL  107,8 IE  21,0 MT  74,0 NL  203

9 UK  106,6 AT  19,8 SI  76,4 UK  207

10 DK  105,8 HU  19,3 PT  85,2 BE  208

11 SE  104,4 PT  19,2 GR  87,8 SE  218

12 DE  101,5 LT  18,5 ES  90,0 ES  223

13 GR  98,5 3) IT  18,1 CY  94,3 PT  240

14 ES  97,3 DK  18,0 IT  102,6 GR  240

15 MT  80,5 BE  17,3 AT  102,9 CY  262

16 SI  76,9 NL  16,0 DE  104,1 FI  272

17 CY  75,6 DE  16,0 BE  104,3 MT  292

18 HU  69,8 FR  15,9 UK  104,9 SI  329

19 CZ  65,9 LU  15,7 NL  105,2 HU  534

20 PT  65,5 1) MT  15,7 LU  107,0 PL  597

21 PL  63,0 FI  15,4 FR  108,5 LV  696

22 SK  62,1 CY  15,2 SE  120,6 CZ  852

23 EE  58,6 UK  14,8 FI  122,0 SK  854

24 LT  53,2 PL  14,6 IE  123,4 LT  1 136

25 LV  46,3 SE  13,0 DK  135,8 EE  1 140

EU-25 EU  100,0 EU  17,1 EU  100,0 EU  205

1) Prognose. 2) Vorläufi ger Wert. 3) Geschätzter Wert. 4) Schätzung Eurostats. 5) Revidierter Wert.  • • •  EU-25-Wert

AT – Österreich DK – Dänemark GR – Griechenland LU – Luxemburg PL – Polen
BE – Belgien EE – Estland HU – Ungarn LV – Lettland SE – Schweden
CY – Zypern ES – Spanien IE – Irland MT – Malta SI – Slowenien
CZ – Tschechische Republik FI – Finnland IT – Italien NL – Niederlande SK – Slowakei
DE – Deutschland FR – Frankreich LT – Litauen PT – Portugal UK – Vereinigtes Königreich



Tabellenanhang

Statistisches Bundesamt, Im Blickpunkt: Deutschland in der Europäischen Union 2006 81

Tab. A.I.1: Strukturindikatoren (Short List), Stand: September 2006

Rang

Emissionen von 
Treibhausgasen 

(1990/1995=100)

Güterverkehrsvolumen 
im Verhältnis zum BIP 

(1995=100)

2003 2004

1 LT  33,8 SK  47,4

2 LV  41,5 CY  76,5

3 EE  49,2 UK  84,3 2)

4 PL  67,9 DK  86,8

5 HU  68,1 SE  89,2 5)

6 SK  71,8 BE  89,7

7 CZ  75,7 PL  90,3

8 DE  81,5 FI  91,3

9 UK  86,7 HU  91,9

10 LU  88,5 FR  92,8

11 SE  97,6 CZ  93,3

12 SI  98,1 SI  101,1

13 FR  98,1 IT 104,4 3)

14 BE  100,6 LU  104,8

15 NL  100,8 NL  105,5

16 DK  106,3 DE  107,5

17 IT  111,6 LT  116,2

18 AT  116,6 AT  117,0

19 FI  121,5 LV  129,3

20 GR  123,2 IE  147,5

21 IE  125,2 ES  151,4

22 MT  129,1 PT  165,9

23 PT  136,7 EE  167,9

24 ES  140,6

25 CY  152,8

EU-25 EU  92,0 EU  104,7 4)

1) Prognose. 2) Vorläufi ger Wert. 3) Geschätzter Wert. 4) Schätzung Eurostats. 5) Revidierter Wert.  • • •  EU-25-Wert

AT – Österreich DK – Dänemark GR – Griechenland LU – Luxemburg PL – Polen
BE – Belgien EE – Estland HU – Ungarn LV – Lettland SE – Schweden
CY – Zypern ES – Spanien IE – Irland MT – Malta SI – Slowenien
CZ – Tschechische Republik FI – Finnland IT – Italien NL – Niederlande SK – Slowakei
DE – Deutschland FR – Frankreich LT – Litauen PT – Portugal UK – Vereinigtes Königreich
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A.I.2: Alle statistischen Merkmale dieser Veröffentlichung, Stand: September 2006

Thema Jahr EU-25
Deutsch-

land

Rang
Deutsch-

land

Bevölkerung

Bevölkerung (Mill.) 2005 461,3 82,5 1 (25)

Bevölkerungsdichte (Einwohner/km2) 2004 
(ES, EU-25, FR, UK: 

2003)

118 231 5 (25)

Durchschnittliche Kinderzahl je Frau 2004 . 1,37 14 (25)

Durchschnittliche Lebenserwartung der Neugeborenen (w) 2004 . 81,4 6 (25)

Durchschnittliche Lebenserwartung der Neugeborenen (m) 2004 . 75,7 7 (25)

Anteil der über 65-Jährigen an der Gesamtbevölkerung (%) 2004 . 18,0 24 (25)

Saldo zwischen Lebendgeburten und Sterbefällen (Tsd.) 2004 475,4 – 112,7 25 (25)

Saldo zwischen Zu- und Fortzügen (Tsd.) 2004 1 849,5 81,8 5 (25)

Bevölkerungsvorausberechnung für 2050 im Vergleich zu 2005 (%) 2005 – 1,9 – 9,6 18 (25)

Lebensverhältnisse

Konsum
Durchschnittlicher Bruttojahresverdienst in der Industrie und im 
Diensleistungssektor (KKS)

2004 
(DK, FR, GR: 2003)

. 38 432 2 (18)

Infl ationsrate: Veränderung des harmonisierten Verbraucherpreis-
indexes (%)

2005 2,2 1,9 6 (25)

Armut
Einkommensverteilung: Verhältnis des Gesamteinkommens der 
„reichsten“ 20 % der Bevölkerung zu dem der „ärmsten“ 20 %

2004
(CY, CZ,  EE, HU, LT, 

LV, PL, SI, UK: 2003)

4,8 1) 4,4 13 (24)

Armutsgefährdungsquote: < 60% des Medianeinkommens (%) 2004
(CY, CZ,  EE, HU, LT,

LV, NL, PL, SI, UK: 
2003)

16 1) 16 14 (24)

Monetäre Armutsgefährdungsschwelle für einen Haushalt mit zwei 
Erwachsenen und zwei Kindern unter 14 Jahren (KKS)

2004
(CY, CZ, EE, HU, LT,

LV, PL, SI, UK: 2003)

16 200 1) 19 300 6 (24)

Sozialschutzleistungen (in % des BIP) 2003 
(CY: 2002)

26,9 2) 29,1 3) 4 (25)

Gesundheit
Gesundheitsausgaben (in % des BIP) OECD 2004 

(BE, SK: 2003)
. 10,6 1 (19)

Gesundheitsausgaben (US-Dollar KKP je Einwohner) OECD 2004 
(BE, SK: 2003)

. 3 040 6 (19)

Krankenhausbetten je 100 000 Einwohner 2003 . 874 2 (23)
(ES, LU, PT, SI: 2002)

Säuglingssterblichkeit je 1 000 Lebendgeborenen 2004 . 4,1 10 (24)

Todesursache: Krankheiten des Kreislaufsystems (in % aller 
Todesursachen)

2003
(IT: 2002, DK,

SK: 2001)

. 46,3 15 (23)

Todesursache: Bösartige Neubildungen (in % aller Todesursachen) 2003
(IT: 2002, DK,

SK: 2001)

. 24,5 12 (23)

____________
1) Schätzung Eurostats.                             .  =  kein Wert verfügbar.
2) Geschätzter Wert.                                    =  niedrigster Wert auf  Rang 1.
3) Vorläufiger Wert.

           OECD = Datenquelle Organisation for
                          Economic Cooperation and
                          Development (OECD).
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A.I.2: Alle statistischen Merkmale dieser Veröffentlichung, Stand: September 2006

Thema Jahr EU-25
Deutsch-

land

Rang
Deutsch-

land

Bildung, Forschung und Informationsgesellschaft

Bildung
Ausgaben des Staates für das Bildungswesen (in % des BIP) 2004

(BE: 2003)
. 4,0 23 (25)

Bildungsstand der Jugendlichen: Anteil der 20- bis 24-Jährigen mit mind. 
Sekundarstufe-II-Abschluss (%)

2005 76,9 71,0 22 (25)

Absolventinnen und Absolventen in Mathematik, Naturwissenschaften 
und Technik (in % aller Fachrichtungen)

2004 23,6 1) 26,9 6 (21)

Personen von 25 bis 64 Jahren, die in den vier Wochen vor der Erhebung 
an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen teilgenommen haben (%)

2005 11,0 8,2 11 (25)

Forschung

Ausgaben für Forschung und Entwicklung (in % des BIP) 2004 
(IT, SI: 2003)

1,9 1) 2,5 2) 4 (25)

Europäische Patente im Hochtechnologiebereich (pro Mill. Einwohner) 2003
(LV, UK: 2002)

. 21,5 5 (24)

Informationsgesellschaft

Verfügbarkeit eines Internetanschlusses in Privathaushalten mit mind. 
einem Mitglied unter 75 Jahren (%)

2005 48 62 5 (24)

Verfügbarkeit eines Internetanschlusses in Unternehmen mit mind. zehn 
Vollzeitbeschäftigten (%)

2005 91 94 7 (24)

Anteil der Personen, die das Internet durchschnittlich wenigstens einmal 
pro Woche nutzten (%)

2005 43 54 5 (24)

Unternehmen mit mind. zehn Beschäftigten, bei denen Online-
Bestellungen eingingen (%)

2004 12 16 6 (24)

Anteil der Einzelpersonen, die für private Zwecke Waren oder 
Dienstleistungen über das Internet bestellt haben (%)

Q1/2005 18 32 3 (23)

e-Government: Online-Verfügbarkeit von 20 wichtigen 
Behördendienstleistungen (%)

2006 50 47 16 (25)

Arbeitsmarkt

Erwerbstätigenquote (%) 2005 63,8 65,4 11 (25)

Erwerbstätigenquote der 55- bis 64-Jährigen (%) 2005 42,5 45,4 12 (25)

Frauenerwerbstätigenquote (%) 2005 56,3 59,6 10 (25)

Durchschnittliche Zahl der Arbeitsstunden je Woche (Vollzeitbeschäftigte) 2005 42,0 41,6 11 (25)

Arbeitskosten je Stunde im Produzierenden Gewerbe und 
Dienstleistungssektor (Euro)

2004 
(GR, LV, SE, SI: 2003)

21,22 26,22 8 (24)

Erwerbslosenquote (%) 2005 8,8 9,5 21 (25)

Langzeiterwerbslosenquote (%) 2005 3,9 5,0 22 (25)

Anteil der männlichen Erwerbslosen an der Erwerbsbevölkerung des 
gleichen Geschlechts (%)

2005 7,9 8,9 22 (25)

Anteil der weiblichen Erwerbslosen an der Erwerbsbevölkerung des 
gleichen Geschlechts (%)

2005 9,9 10,3 20 (25)

Jugenderwerbslosenquote (unter 25-Jährige, %) 2005 18,6 15,0 9 (25)

____________
1) Schätzung Eurostats.                          . = kein Wert verfügbar.
2) Geschätzter Wert.                                = niedrigster Wert auf Rang 1.
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A.I.2: Alle statistischen Merkmale dieser Veröffentlichung, Stand: September 2006

Thema Jahr EU-25
Deutsch-

land

Rang
Deutsch-

land

Wirtschaft und Finanzen

Bruttoinlandsprodukt (BIP)

BIP pro Kopf in KKS (EU-25=100) 2005 100,0 109,3 10 (25)

Wachstumsrate des realen BIP im Vergleich zum Vorjahr (%) 2005 1,7 0,9 23 (25)

Arbeitsproduktivität: BIP je Beschäftigten in KKS (EU-25=100) 2005
(AT: 2006)

100,0 101,5 12 (25)

Investitionen

Öffentliche Investitionen (in % des BIP) 2005 2,4 1,3 24 (25)

Unternehmensinvestitionen (in % des BIP) 2004 17,1 16,0 16 (25)

Direktinvestitionsbestände im Inland (Mrd. Euro) 2004 
(AT, DE, DK, GR: 2003)

. 530,7 1 (20)

Direktinvestitionsbestände im Ausland (Mrd. Euro) 2004 
(AT, DE, DK, GR: 2003)

. 588,6 3 (20)

Außenhandel

Handelsbilanz (Mrd. Euro) 2005 – 105,8 158,0 1 (25)

Anteil der Intra-EU-Importe (%) an den Gesamtimporten 2005 63,8 64,0 19 (25)

Anteil der Intra-EU-Exporte (%) an den Gesamtexporten 2005 66,7 63,4 17 (25)

Finanzen und Preise

Staatsdefi zit bzw. -überschuss (in % des BIP) 2005 – 2,3 – 3,3 20 (25)

Öffentlicher Schuldenstand (in % des BIP) 2005 63,4 67,7 20 (25)

Infl ationsrate: Veränderungen des harmonisierten 
Verbraucherpreisindexes (%)

2005 2,2 1,9 6 (25)

Energie und nachhaltiges Wirtschaften

Energie

Entwicklung des Energieverbrauchs im Industriesektor (%) 1994 bis 2004 8 – 1 9 (25)

Energieintensität der Wirtschaft (1994=100) 2004 89 90 18 (25)

Strompreise für private Abnehmer (ohne Steuern, Cent je kWh) Januar 2006 10,9 13,7 23 (25)

Strompreis für industrielle Nutzer (ohne Steuern, Cent je kWh) Januar 2006 7,8 8,7 22 (25)

Marktanteil des größten Erzeugers im nationalen Strommarkt (%) 2004 
(DE: 2003)

. 32 4 (23)

Anteil der Kernenergie am Bruttoinlandsverbrauch (%) 2004 14,6 12,4 9 (25)

Anteil erneuerbarer Energiequellen am Bruttostromverbrauch (%) 2004 14 10 12 (25)

____________
. = kein Wert verfügbar.

= niedrigster Wert auf Rang 1.
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A.I.2: Alle statistischen Merkmale dieser Veröffentlichung, Stand: September 2006

Thema Jahr EU-25
Deutsch-

land

Rang
Deutsch-

land

Umwelt

Emissionen von Treibhausgasen: Veränderung gegenüber dem Kyoto-
Basisjahr (1990/1995) (%)

2003 . – 18,5 8 (25)

Entwicklung des Güterverkehrsvolumens im Verhältnis zum BIP 
(1995=100)

2004 105 1) 108 16 (23)

Landwirtschaft

Durchschnittliche Größe landwirtschaftlicher Betriebe (in ha) 2003 16 41 7 (25)

Einfuhr von Nahrungsmitteln, Getränken und Tabak (in % der 
Gesamteinfuhr)

2005 5,3 6,7 18 (25)

Ausfuhr von Nahrungsmitteln, Getränken und Tabak (in % der 
Gesamtausfuhr)

2005 4,9 4,3 19 (25)

Ökologisch wirtschaftende Betriebe: Anteil an allen landwirtschaftlichen 
Betrieben (%)

2003 . 2,8 5 (22)

Ökologisch bewirtschaftete Fläche: Anteil an der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche insgesamt (%)

2003 . 3,7 9 (22)

____________
1) Schätzung Eurostats.
. = kein Wert verfügbar.

= niedrigster Wert auf Rang 1.
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A.II: Die neuen Mitgliedstaaten: Rumänien und Bulgarien, Stand: September 2006

Thema Jahr EU-25 DE BG RO

Bevölkerung

Bevölkerung (Mill.) 2005 461,3 82,5 7,8 21,7

Bevölkerungsdichte (Einwohner/km2) 2004 
(EU-25: 2003)

118 231 71 94

Durchschnittliche Kinderzahl je Frau 2004 . 1,37 1,29 1,29

Durchschnittliche Lebenserwartung der Neugeborenen (w) 2004 . 81,4 76,0 75,1

Durchschnittliche Lebenserwartung der Neugeborenen (m) 2004 . 75,7 68,9 67,7

Anteil der über 65-Jährigen an der Gesamtbevölkerung (%) 2004 . 18,0 17,1 14,4

Saldo zwischen Lebendgeburten und Sterbefällen (Tsd.) 2004 475,4 – 112,7 – 40,2 – 42,6

Saldo zwischen Zu- und Fortzügen (Tsd.) 2004 1 849,5 81,8 . – 10,1

Bevölkerungsvorausberechnung für 2050 im Vergleich zu 2005 (%) 2005 – 1,9 – 9,6 34,2 20,9

Lebensverhältnisse

Konsum

Durchschnittlicher Bruttojahresverdienst in der Industrie und im 
Diensleistungssektor (KKS)

2004 . 38 432 4 150 .

Infl ationsrate: Veränderung des harmonisierten Verbraucherpreis-
indexes (%)

2005 2,2 1,9 5,0 9,1

Armut

Einkommensverteilung: Verhältnis des Gesamteinkommens der 
„reichsten“ 20 % der Bevölkerung zu dem der „ärmsten“ 20 %

2004
(RO: 2003)

4,8 1) 4,4 4,0 4,6

Armutsgefährdungsquote: < 60% des Medianeinkommens (%) 2004
(RO: 2003)

16 1) 16 15 17

Monetäre Armutsgefährdungsschwelle für einen Haushalt mit zwei 
Erwachsenen und zwei Kindern unter 14 Jahren (KKS)

2004
(RO: 2003)

16 200 1) 19 300 4 269 2 344

Sozialschutzleistungen (in % des BIP) 2003 26,9 2) 29,1 3) . .

Gesundheit

Gesundheitsausgaben (in % des BIP) OECD 2004 . 10,6 . .

Gesundheitsausgaben (US-Dollar KKP je Einwohner) OECD 2004 . 3 040 . .

Krankenhausbetten je 100 000 Einwohner 2003 . 874 647 745
(BG, RO: 2002)

Säuglingssterblichkeit je 1 000 Lebendgeborenen 2004 . 4,1 11,6 16,8

Todesursache: Krankheiten des Kreislaufsystems (in % aller 
Todesursachen)

2003 . 46,3 67,6 62,1

Todesursache: Bösartige Neubildungen (in % aller Todesursachen) 2003 . 24,5 14,0 16,2

____________
1) Schätzung Eurostats.                      OECD = Datenquelle Organisation for
2) Geschätzter Wert.                                         Economic Cooperation and
3) Vorläufi ger Wert.                                           Development (OECD).
.    = kein Wert verfügbar.
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A.II: Die neuen Mitgliedstaaten: Rumänien und Bulgarien, Stand: September 2006

Thema Jahr EU-25 DE BG RO

Bildung, Forschung und Informationsgesellschaft

Bildung
Ausgaben des Staates für das Bildungswesen (in % des BIP) 2004

(RO: 2003)

. 4,0 . 3,9

Bildungsstand der Jugendlichen: Anteil der 20- bis 24-Jährigen mit 
mind. Sekundarstufe-II-Abschluss (%)

2005 76,9 71,0 76,8 75,2

Absolventinnen und Absolventen in Mathematik, 
Naturwissenschaften und Technik (in % aller Fachrichtungen)

2004 23,6 1) 26,9 21,1 23,6

Personen von 25 bis 64 Jahren, die in den vier Wochen vor der 
Erhebung an Aus- und Weiterbildungsmaßnahmen teilgenommen 
haben (%)

2005 11,0 8,2 1,1 1,6

Forschung

Ausgaben für Forschung und Entwicklung (in % des BIP) 2004 1,9 1) 2,5 2) 0,5 0,4

Europäische Patente im Hochtechnologiebereich (pro Mill. Einwohner) 2003 . 21,5 0,19 0,03

Informationsgesellschaft

Verfügbarkeit eines Internetanschlusses in Privathaushalten mit 
mind. einem Mitglied unter 75 Jahren (%)

2005
(BG, RO: 2004)

48 62 10 6

Verfügbarkeit eines Internetanschlusses in Unternehmen mit mind. 
zehn Vollzeitbeschäftigten (%)

2005
(BG, RO: 2004)

91 94 62 52

Anteil der Personen, die das Internet durchschnittlich wenigstens 
einmal pro Woche nutzten (%)

2005
(BG, RO: 2004)

43 54 13 10

Unternehmen mit mind. zehn Beschäftigten, bei denen Online-
Bestellungen eingingen (%)

2004
(BG: 2004)

12 16 3 .

Anteil der Einzelpersonen, die für private Zwecke Waren oder 
Dienstleistungen über das Internet bestellt haben (%)

Q1/2005
(BG, RO: Q1/2004)

18 32 1 0

e-Government: Online-Verfügbarkeit von 20 wichtigen 
Behördendienstleistungen (%)

2006 50 47 . .

Arbeitsmarkt

Erwerbstätigenquote (%) 2005 63,8 65,4 55,8 57,6

Erwerbstätigenquote der 55- bis 64-Jährigen (%) 2005 42,5 45,4 34,7 39,4

Frauenerwerbstätigenquote (%) 2005 56,3 59,6 51,7 51,5

Durchschnittliche Zahl der Arbeitsstunden je Woche 
(Vollzeitbeschäftigte)

2005 42,0 41,6 41,5 41,5

Arbeitskosten je Stunde im Produzierenden Gewerbe und 
Dienstleistungssektor (Euro)

2004 21,22 26,22 1,45 1,76

Erwerbslosenquote (%) 2005 8,8 9,5 10,1 7,7

Langzeiterwerbslosenquote (%) 2005 3,9 5,0 6,0 4,4

Anteil der männlichen Erwerbslosen an der Erwerbsbevölkerung des 
gleichen Geschlechts (%)

2005 7,9 8,9 10,3 8,3

Anteil der weiblichen Erwerbslosen an der Erwerbsbevölkerung des 
gleichen Geschlechts (%)

2005 9,9 10,3 9,8 7,6

Jugenderwerbslosenquote (unter 25-Jährige, %) 2005 18,6 15,0 22,4 23,8
____________
1) Schätzung Eurostats.                          . = kein Wert verfügbar.
2) Geschätzter Wert.
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A.II: Die neuen Mitgliedstaaten: Rumänien und Bulgarien, Stand: September 2006

Thema Jahr EU-25 DE BG RO

Wirtschaft und Finanzen

Bruttoinlandsprodukt (BIP)

BIP pro Kopf in KKS (EU-25=100) 2005 100,0 109,3 32,1 34,7

Wachstumsrate des realen BIP im Vergleich zum Vorjahr (%) 2005 1,7 0,9 5,5 4,1

Arbeitsproduktivität: BIP je Beschäftigten in KKS (EU-25=100) 2005 100,0 101,5 32,9 4) 39,2 4)

Investitionen

Öffentliche Investitionen (in % des BIP) 2005
(BG: 2001, RO: 

2004)

2,4 1,3 3,5 3,0

Unternehmensinvestitionen (in % des BIP) 2004
(RO: 2002)

17,1 16,0 17,7 18,3

Direktinvestitionsbestände im Inland (Mrd. Euro) 2004 
(BG, DE: 2003)

. 530,7 4,9 15,0

Direktinvestitionsbestände im Ausland (Mrd. Euro) 2004
(BG, DE: 2003)

. 588,6 0,04 .

Außenhandel

Handelsbilanz (Mrd. Euro) 2005 – 105,8 158,0 – 5,2 – 10,3

Anteil der Intra-EU-Importe an den Gesamtimporten (%) 2005 63,8 64,0 58,3 62,1

Anteil der Intra-EU-Exporte an den Gesamtexporten (%) 2005 66,7 63,4 57,2 67,7

Finanzen und Preise

Staatsdefi zit bzw. -überschuss (in % des BIP) 2005 – 2,3 – 3,3 3,1 0,4

Öffentlicher Schuldenstand (in % des BIP) 2005 63,4 67,7 29,9 15,2

Infl ationsrate: Veränderungen des harmonisierten 
Verbraucherpreisindexes (%)

2005 2,2 1,9 5,0 9,1

Energie und nachhaltiges Wirtschaften

Energie

Entwicklung des Energieverbrauchs im Industriesektor (%) 1994 bis 2004 8 – 1 – 33 – 20

Energieintensität der Wirtschaft (1994=100) 2004 89 90 74 71

Strompreise für private Abnehmer (ohne Steuern, Cent je kWh) Januar 2006 10,9 13,7 5,5 9,4

Strompreis für industirelle Nutzer (ohne Steuern, Cent je kWh) Januar 2006 7,8 8,7 4,6 7,7

Marktanteil des größten Erzeugers im nationalen Strommarkt (%) 2004 
(DE: 2003)

. 32 . 32

Anteil der Kernenergie am Bruttoinlandsverbrauch (%) 2004 14,6 12,4 23,0 3,6

Anteil erneuerbarer Energiequellen am Bruttostromverbrauch (%) 2004 14 10 9 30

____________
4)  Prognose.
. = kein Wert verfügbar.



Tabellenanhang

Statistisches Bundesamt, Im Blickpunkt: Deutschland in der Europäischen Union 2006 89

A.II: Die neuen Mitgliedstaaten: Rumänien und Bulgarien, Stand: September 2006

Thema Jahr EU-25 DE BG RO

Umwelt

Emissionen von Treibhausgasen: Veränderung gegenüber dem Kyoto-
Basisjahr (1990/1995) (%)

2003 . – 18,5 – 42,3 – 38,7

Entwicklung des Güterverkehrsvolumens im Verhältnis zum BIP 
(1995=100)

2004 105 1) 108 39 100

Landwirtschaft

Durchschnittliche Größe landwirtschaftlicher Betriebe (in ha) 2003 16 41 4 3

Einfuhr von Nahrungsmitteln, Getränken und Tabak (in % der 
Gesamteinfuhr)

2005 5,3 6,7 . .

Ausfuhr von Nahrungsmitteln, Getränken und Tabak (in % der 
Gesamtausfuhr)

2005 4,9 4,3 . .

Ökologisch wirtschaftende Betriebe: Anteil an allen 
landwirtschaftlichen Betrieben (%)

2003 . 2,8 . .

Ökologisch bewirtschaftete Fläche: Anteil an der landwirtschaftlich 
genutzten Fläche insgesamt (%)

2003 . 3,7 . .

____________
1)  Schätzung Eurostats.
. = kein Wert verfügbar.
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Sie suchen weitere EU-Statistiken?

In diesem Blickpunktband wird Ihnen nur eine klei-

ne Auswahl aus der Vielfalt der amtlichen europä-

ischen Statistik präsentiert: Eurostat veröffentlicht 

in seiner Online-Datenbank insgesamt mehr als 

300 Millionen statistische Werte. Von der regio-

nalen Arbeitslosigkeit, über die Staatsausgaben 

für Gesundheit bis hin zu den Treibhausgasemissi-

onen hält Eurostat Statistiken über die EU und die 

Mitgliedstaaten in Form langer Zeitreihen für Sie 

bereit.

Eurostat Datenbank: Versuch, die 
EU mit 300 Millionen Daten zu 
beschreiben 

Kostenlosen Zugang zur Eurostat Datenbank erhal-

ten Sie direkt bei Eurostat (http://ec.europa.eu/eu-

rostat) oder auf der Website des EDS Europäischer 

Datenservice (http://www.eds-destatis.de) – dem 

Informationsdienst des Statistischen Bundesamtes 

zur europäischen Statistik. 

Auf der EDS-Website finden Sie in der linken Me-

nüspalte unter der Überschrift „Statistik nach The-

men“ die Statistiken Eurostats untergliedert nach 

neun Themenbereichen. Wählen Sie einen Themen-

bereich, der Sie interessiert, aus. Nach Anklicken 

des Unterpunkts „Eurostat Datenbank“ erscheint 

eine Ordnerstruktur. Klicken Sie sich durch diese 

Ordnerstruktur, bis Sie die Ebene der Datentabel-

len erreichen, die durch das Symbol    gekenn-

zeichnet sind. Wählen Sie die von Ihnen gewünsch-

te Tabelle aus. 

In der linken Menüspalte ein 
Thema aussuchen und dann im 
Untermenü die Option „Eurostat 
Datenbank“ wählen.
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In dem Auswahlfenster, das sich nun öffnet, müssen 

Sie folgende drei Schritte durchlaufen:

1. Schritt – Auswahl der statistischen Merkmale:

Für jede Tabelle können Sie die Zeiträume („TIME“) 

und Länder bzw. Regionen („GEO“) sowie weitere 

statistische Merkmale durch Setzen von Haken in-

dividuell bestimmen. Klicken Sie anschließend auf 

„Weiter“. 

2. Schritt – Tabellenachsen bestimmen: Sie kön-

nen entscheiden, welche Variable auf der X-Achse 

(„X1“) und welche Variable auf der Y-Achse („Y1“) 

abgebildet werden soll. Beide Achsen können mit bis 

zu zwei Variablen belegt werden. Die Anzahl der Ta-

bellen, die Sie beim Herunterladen erhalten, hängt 

davon ab, wie viele Variablen es insgesamt gibt und 

wie viele Sie davon in die Achsen integriert haben. 

Klicken Sie anschließend auf „Weiter“. Wenn Sie im 

1. Schritt nur wenige Merkmalsausprägungen aus-

wählen, kann es sein, dass der 2. Schritt automa-

tisch übersprungen wird.

3. Schritt – Daten herunterladen: Im dritten Schritt 

wählen Sie das Datenformat aus. Die erste Option 

ist das Anzeigen der Tabelle im Internet-Browser, die 

zweite ermöglicht Ihnen das Abspeichern der Tabel-

le zur Weiterbearbeitung in einem Tabellenkalkulati-

onsprogramm wie Microsoft Excel. Darüber hinaus 

können Sie entscheiden, ob in der Tabelle nur die 

Codes der einzelnen statistischen Merkmale (z. B. 

„de“ für Deutschland oder „f“ für Frauen) oder die 

vollständigen Bezeichnungen angezeigt werden. 

Wählen Sie anschließend das gewünschte Dezimal-

symbol aus und klicken Sie  auf „Herunterladen“. Der 

Popupblocker in Ihrem Internetbrowser sollte beim 

Herunterladen deaktiviert sein.

Schritt 1: Für jede Dimension
(TIME, GEO etc.) kann durch Set-
zen von Haken eine Auswahl ge-
troffen werden.

Schritt 2: Die X- und Y-Achse können 
flexibel belegt werden. Rechts
sehen Sie die Anzahl der Tabellen, 
die Sie extrahieren.

Schritt 3: Links wird das Dateiformat, 
rechts das Format der Datenbeschrif-
tung und der Dezimalstelle bestimmt. 
Dann auf „Herunterladen“ klicken.
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Ausführliche Informationen zur angewandten Me-

thodik und zur Datenqualität finden Sie unter dem 

Symbol  in der Eurostat Datenbank. Die Präsen-

tation dieser Informationen, auch Metadaten ge-

nannt, entspricht dem Special Data Dissemination 

Standard (SDDS). 

Für einige statistische Indikatoren veröffentlicht Eu-

rostat auch vorgefertigte Tabellen. Diese sind durch 

folgendes Symbol gekennzeichnet: . Sie finden 

diese Tabellen auf der EDS-Website in der linken Me-

nüspalte im gesuchten Themenbereich unter dem 

Stichwort „Basistabellen“.

Ausführliche Informationen zur Extraktion von Daten 

aus der Eurostat Datenbank finden Sie in einem Auf-

satz der Zeitschrift „Wirtschaft und Statistik“ (Heft 

5/2006).

Globale Güterströme: Datenbank zum 
EU-Warenverkehr
Zusätzlich zur Eurostat-Hauptdatenbank steht für Sie 

auf der EDS-Website unter der Themenüberschrift 

„Außenhandel“ auch eine sehr umfangreiche Da-

tenbank mit Statistiken der EU-Meldeländer zum Im- 

und Export von Waren bereit („Außenhandelsdaten-

bank“). Von Holz über Personenkraftwagen bis hin 

zu Honig finden Sie hier monatliche und jährliche 

Daten über die weltweiten Warenströme aus Sicht 

der EU-Staaten.

Keine Werte ohne Worte: 
Publikationen zur EU-Statistik
Sollten Sie den Zugang zur Statistik über Darstel-

lungen und Texte gegenüber einer Datenbankre-

cherche bevorzugen, stellt Ihnen der EDS unter 

www.eds-destatis.de auch vielfältige Publikati-

onen mit Daten zur EU zur Verfügung. Alle Veröf-

fentlichungen Eurostats stehen kostenlos als PDF-

Version auf der EDS-Website zum Herunterladen für 

Sie bereit. Darüber hinaus können Sie die Publika-

tionen auch als Druckversion beim EDS online be-

stellen. 

Unterstützung bei der Statistiksuche: 
Kostenlose Beratung des EDS Euro-
päischer Datenservice

Wenn Sie weitere Statistiken zur EU suchen oder Fra-

gen haben, steht Ihnen der kostenfreie Beratungs-

service des EDS Europäischer Datenservice des Sta-

tistischen Bundesamtes zur Verfügung. Auch bei 

methodischen und technischen Fragen ist Ihnen der 

EDS, der in Kooperation mit Eurostat geführt wird, 

gern behilflich. Auf Wunsch werden gegen eine Ser-

vicegebühr maßgeschneiderte Tabellen für Sie zu-

sammengestellt.

Kontakt: 

Statistisches Bundesamt

i-Punkt Berlin / EDS Europäischer Datenservice

Otto-Braun-Straße 70 / 72

10178 Berlin

Tel.: +49 (0) 1888 / 644 9427 oder 9428

Fax: +49 (0) 1888 / 644 9430

E-Mail: eds@destatis.de 

Web: www.eds-destatis.de
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